
WADDENVERENIGING UND VOGELBESCHERMINGSVERENIGING 

SCHLUSSANTRÄGE DER GENERALANWÄLTIN 
JULIANE KOKOTT 

vom 29. Januar 2004 1 

I — Einführung 

1. In diesem Vorabentscheidungsersuchen 
des niederländischen Raad van State geht es 
um die Auslegung und Anwendung von 
Artikel 6 der Richtlinie 92/43/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen 2 (im Folgen­
den: Habitatrichtlinie). Gegenstand des 
Rechtsstreits ist die Erteilung von Fischerei­
lizenzen für das mechanische Fischen von 
Herzmuscheln (Cerastoderma edule) im nie­
derländischen Wattenmeer, einem Vogel­
schutzgebiet nach Artikel 4 der Richtlinie 
79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 
über die Erhaltung der wild lebenden Vogel­
arten 3 (im Folgenden: Vogelschutzrichtli­
nie). 

2. Der Raad van State möchte wissen, ob die 
jährliche Lizenzierung der Herzmuschelfi­
scherei als Zustimmung zu einem Plan oder 
Projekt anzusehen ist. Dies hätte zur Folge, 

dass das Verfahren über die Genehmigung 
von Plänen oder Projekten nach Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie anzuwenden 
wäre. Für diesen Fall bittet er um weitere 
Erläuterungen zur Anwendung dieser Vor­
schrift. 

3. Zunächst ersucht er um eine Klarstellung 
des Verhältnisses von Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie zu Artikel 6 Absatz 2, der 
die allgemeine Verpflichtung der Mitglied­
staaten enthält, Verschlechterungen und er­
hebliche Störungen von Natura-2000-Gebie-
ten zu vermeiden. Weiterhin möchte er 
wissen, unter welchen Bedingungen davon 
auszugehen sei, dass ein Plan oder Projekt 
ein solches Gebiet erheblich beeinträchtigen 
könnte, so dass eine Prüfung auf Verträg­
lichkeit mit den Erhaltungszielen des Ge­
bietes durchzuführen wäre. Auch wirft er die 
Frage auf, ob die zuständige Behörde einem 
Plan oder Projekt zustimmen darf, wenn 
jedenfalls keine offensichtlichen Zweifel am 
Ausbleiben von erheblichen Beeinträchti­
gungen bestehen. 

4. Für den Fall, dass kein Plan oder Projekt 
im Sinne von Artikel 6 Absatz 3 der 

1 — Ortginalsprache: Deutsch. 
2 — ABl. L 206, S. 7. 
3 — ABl. L 103. S. 1. 
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Habitatrichtlinie vorliegt und daher Artikel 6 
Absatz 2 der Habitatrichtlinie anzuwenden 
ist, fragt der Raad van State entsprechend, ob 
es den Anforderungen letzterer Vorschrift 
entspricht, eine Genehmigung zu erteilen, 
solange jedenfalls keine offensichtlichen 
Zweifel am Ausbleiben von erheblichen Be­
einträchtigungen bestehen. 

5. Schließlich möchte der Raad van State 
wissen, ob die Absätze 2 und 3 des Artikels 6 
der Habitatrichtlinie unmittelbar anwendbar 
sind. 

II — Rechtlicher Rahmen 

6. Gemäß Artikel 4 der Vogelschutzricht­
linie weisen die Mitgliedstaaten für die in 
Anhang I dieser Richtlinie aufgeführten 
Vogelarten und für die dort nicht aufge­
führten, regelmäßig auftretenden Zugvogel­
arten besondere Schutzgebiete aus. 

7. Artikel 7 der Habitatrichtlinie sieht vor, 
dass auf diese besonderen Schutzgebiete die 
Verpflichtungen nach Artikel 6 Absätze 2, 3 
und 4 der Habitatrichtlinie anzuwenden 
sind. 

8. Artikel 6 der Habitatrichtlinie lautet wie 
folgt: 

„(1) Für die besonderen Schutzgebiete legen 
die Mitgliedstaaten die nötigen Erhal­
tungsmaßnahmen fest, die gegebenen­
falls geeignete, eigens für die Gebiete 
aufgestellte oder in andere Entwick­
lungspläne integrierte Bewirtschaf­
tungspläne und geeignete Maßnahmen 
rechtlicher, administrativer oder ver­
traglicher Art umfassen, die den öko­
logischen Er fo rde rn i s sen der 
natürlichen Lebensraumtypen nach An­
hang I und der Arten nach Anhang II 
entsprechen, die in diesen Gebieten 
vorkommen. 

(2) Die Mitgliedstaaten treffen die geeigne­
ten Maßnahmen, um in den besonderen 
Schutzgebieten die Verschlechterung 
der natürlichen Lebensräume und der 
Habitate der Arten sowie Störungen von 
Arten, für die die Gebiete ausgewiesen 
worden sind, zu vermeiden, sofern 
solche Störungen sich im Hinblick auf 
die Ziele dieser Richtlinie erheblich 
auswirken könnten. 

(3) Pläne oder Projekte, die nicht unmittel­
bar mit der Verwaltung des Gebietes in 
Verbindung stehen oder hierfür nicht 
notwendig sind, die ein solches Gebiet 
jedoch einzeln oder in Zusammenwir­
kung mit anderen Plänen und Projekten 
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erheblich beeinträchtigen könnten, er­
fordern eine Prüfung auf Verträglichkeit 
mit den für dieses Gebiet festgelegten 
Erhaltungszielen. Unter Berücksichti­
gung der Ergebnisse der Verträglich­
keitsprüfung und vorbehaltlich des 
Absatzes, 4 stimmen die zuständigen 
einzelstaatlichen Behörden dem Plan 
bzw. Projekt nur zu, wenn sie fest­
gestellt haben, dass das Gebiet als 
solches nicht beeinträchtigt wird, und 
nachdem sie gegebenenfalls die Öffent­
lichkeit angehört haben. 

(4) Ist trotz negativer Ergebnisse der Ver­
träglichkeitsprüfung aus zwingenden 
Gründen des überwiegenden öffentli­
chen Interesses einschließlich solcher 
sozialer oder wirtschaftlicher Art ein 
Plan oder Projekt durchzuführen und ist 
eine Alternativlösung nicht vorhanden, 
so ergreift der Mitgliedstaat alle not­
wendigen Ausgleichsmaßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die globale Kohä­
renz von Natura 2000 geschützt ist. ..." 

III — Sachverhalt, Verfahren und Vorla­
gefragen 

9. Das Wattenmeer ist ein bedeutender 
Lebensraum für viele Vogelarten. Daher 
haben die Niederlande den überwiegenden 
Teil des niederländischen Wattenmeeres als 
besonderes Schutzgebiet im Sinne der Vogel­
schutzrichtlinie ausgewiesen. Vorliegend 
sind insbesondere die Eiderente (Somateria 
mollissima) und der Austernfischer (Haema-

topus ostralegus) von Interesse, da Muscheln 
einen wichtigen Teil ihrer Ernährung bilden. 
Beide Arten sind ganzjährig im Wattenmeer 
präsent, durch den Zuzug von Wintergästen 
ist ihre Zahl jedoch im Winter am höchsten: 
ca. 150 000 Eiderenten und ca. 200 000 
Austernfischer halten sich dann im Watten­
meer auf. 

10. Seit mehreren Jahrzehnten werden im 
Wattenmeer mit den hier gegenständlichen 
mechanischen Methoden Herzmuscheln ge­
fischt. Man verwendet dazu Kurren, das sind 
Metallkäfige, die von einem Schiff über den 
Boden gezogen werden. Mit einer Metall­
platte von einem Meter Breite werden die 
obersten 4 bis 5 cm der Oberfläche in den 
Käfig geschabt. Direkt vor der Klinge ist ein 
Schlauch befestigt, aus dem ein kräftiger 
Wasserstrahl austritt. Dieser pulverisiert die 
Oberfläche, damit eine Mischung aus Was­
ser, Sand, Muscheln und anderen Organis­
men in die Kurre gelangt. Der ausgesiebte 
Inhalt der Kurre wird anschließend hydrau­
lisch an Bord gesaugt. 

11. Seit 1975 unterliegt die Befischung von 
Herzmuscheln im Wattenmeer einer Lizen­
zierung, um eine Überfischung zu vermei­
den. Zunächst war naturschutzrechtlich le­
diglich eine Befreiung notwendig, die an 
keine weitere Bedingung anknüpfte. Seit 
1998 bedarf diese Tätigkeit einer jährlich zu 
erneuernden Lizenz nach Artikel 12 der 
Natuurbeschermingswet (Naturschutzge­
setz). 
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12. Auf dieser Grundlage erteilte der Staats­
secretaris van Landbouw, Natuurbeheer en 
Visserij (Staatssekretär für Landwirtschaft, 
Landschaftspflege und Fischerei) in den 
Jahren 1999 und 2000 der Coöperatieve 
Producentenorganisatie van de Nederlandse 
Kokkeh/isserij U.A. (Genossenschaftliche Er­
zeugerorganisation der niederländischen 
Herzmuschelfischerei, im Folgenden: PO 
Kokkelvisserij) eine bedingte Lizenz für das 
mechanische Fischen von Herzmuscheln im 
Wattenmeer. 

13. Diese Lizenzen haben neben Artikel 12 
des Naturschutzgesetzes weitere Regelungen 
über die Ausübung der Herzmuschelfische­
rei im Wattenmeer zur Grundlage. Nach 
dem „Zentralen Planungsbeschluss Watten­
meer" (Planologische Kernbeslissing Wad­
denzee, im Folgenden: PKB Wattenmeer) 
würde es einer Lizenz entgegenstehen, wenn 
nach den besten verfügbaren Informationen 
offensichtliche (nl: „duidelijke") Zweifel am 
Ausbleiben möglicher erheblicher nachteili­
ger Folgen für das Ökosystem zutage treten. 

14. Ein Regierungsbeschluss vom 21. Januar 
1993, die Structuurnota Zee- en kustvisserij 
— „Vissen naar evenwicht" (Strukturnote 
See- und Küstenfischerei — „Fischerei unter 
Berücksichtigung des Gleichgewichts", im 
Folgenden: Strukturnote), enthält weitere 
Leitlinien u. a. für die Herzmuschelfischerei 
im Wattenmeer. Einige Gebiete des Watten­
meers sind danach für diese Tätigkeit auf 
Dauer gesperrt; insgesamt werden den Vö­
geln in nahrungsarmen Jahren 60 % ihres 
durchschnittlichen Nahrungsbedarfs in 
Form von Herz- und Miesmuscheln vorbe­

halten. Wegen wissenschaftlicher Ungewiss­
heit über die Ursächlichkeit eines möglichen 
Mangels an Muscheln für ein Massensterben 
von Eiderenten im Winter 1999/2000 wurde 
diese Quote zwischenzeitlich für nahrungs­
arme Jahre auf 70 % angehoben. Dass den 
Vögeln nicht 100 % des durchschnittlichen 
Nahrungsbedarfs vorbehalten bleiben, wird 
damit begründet, dass sie auch auf andere 
Nahrungsquellen zugreifen (z. B. Baltische 
Plattmuscheln, Trogmuscheln, Strandkrab­
ben). Seit 1997 wird an einer umfassenden 
Studie über die Auswirkungen der Weich­
tierfischerei gearbeitet, an deren Ergebnissen 
sich die künftige Politik ausrichten soll. 

15. Die Klägerinnen, die Landelijke Vere­
niging tot Behoud van de Waddenzee (im 
Folgenden: Waddenvereniging) und die Ne­
derlandse Vereniging tot Bescherming van 
Vogels (im Folgenden: Vogelbescherming), 
zwei Nichtregierungsorganisationen, die sich 
dem Naturschutz verpflichtet haben, wenden 
sich gegen die Lizenzen für die Jahre 1999 
und 2000. 

16. Sie vertreten die Auffassung, dass die 
Herzmuschelfischerei das Wattenmeer als 
Lebensraum im Hinblick auf die folgenden 
Punkte beeinträchtigen könnte: 

— Beeinträchtigung der Sedimentqualität 
durch Aufwühlen des Schlicks und 
Verlust von Feinsediment, 
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— Zerstörung bzw. Behinderung der Re­
generation von Muschelbänken und 
Seegraswiesen sowie 

— Knappheit der Nahrungsressourcen für 
Vögel durch Überfischung. 

17. Der Raad van State kam auf der Grund­
lage der ihm vorliegenden Informationen 
und Studien zu dem Schluss, dass der 
Beklagte bei der Erteilung der streitgegen­
ständlichen Genehmigungen die vorliegen­
den wissenschaftlichen Erkenntnisse den 
Anforderungen des niederländischen Rechts 
entsprechend gewürdigt und berücksichtigt 
habe. Zwar bestehe hinsichtlich der Aus­
wirkungen der Muschelfischerei noch er­
heblicher Aufklärungsbedarf, doch habe der 
Beklagte dem Vorsorgeprinzip durch Be­
schränkungen der Muschelfischerei, insbe­
sondere die Sperrung von weiten Teilen des 
Wattenmeeres für die Muschelfischerei und 
die Festsetzung von Fangquoten unter Be­
rücksichtigung des Nahrungsbedarfs der 
Vögel, ausreichend Rechnung getragen. 

18. Der Raad van State hat jedoch Zweifel, 
ob diese Vorgehensweise den Anforderungen 
der Vogelschutzrichtlinie und der Habitat­
richtlinie entspricht. Er hat daher dem 
Gerichtshof die folgenden Fragen zur Vorab­
entscheidung vorgelegt: 

1a. Sind die Begriffe „Plan oder Projekt" in 
Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie 
dahin auszulegen, dass darunter auch 
eine Tätigkeit fällt, die bereits seit vielen 
Jahren ausgeübt wird, für die jedoch 
grundsätzlich jedes Jahr eine Lizenz für 
einen beschränkten Zeitraum erteilt 
wird, wobei immer wieder aufs Neue 
beurteilt wird, ob und, wenn ja, in 
welchen Teilen des Gebietes die Tätig­
keit ausgeübt werden darf? 

1b. Falls Frage la verneint wird: Ist die 
betreffende Tätigkeit dann als „Plan 
oder Projekt" anzusehen, wenn die 
Intensität der Tätigkeit im Laufe der 
Jahre zugenommen hat oder wenn diese 
Zunahme durch die Lizenzen erst mög­
lich gemacht wurde? 

2a. Falls sich aus der Antwort auf Frage 1 
ergibt, dass ein „Plan oder Projekt" im 
Sinne von Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie vorliegt: Ist Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie als Son­
derfall der Bestimmungen des Absat­
zes 2 oder als Bestimmung mit 

I - 7413 



SCHLUSSANTRÄGE VON FRAU KOKOTT — RECHTSSACHE C-127/02 

besonderer, autonomer Geltung in bei­
spielsweise folgendem Sinne anzusehen, 

i) dass sich Absatz 2 auf den bishe­
rigen Gebrauch und Absatz 3 auf 
neue Pläne oder Projekte bezieht 
oder 

ii) dass sich Absatz 2 auf Verwaltungs­
maßnahmen und Absatz 3 auf an­
dere Entscheidungen bezieht oder 

iii) dass sich Absatz 3 auf Pläne oder 
Projekte und Absatz 2 auf sonstige 
Tätigkeiten bezieht? 

2b. Können dann, wenn Artikel 6 Absatz 3 
der Habitatrichtlinie als Sonderfall der 
Bestimmungen des Absatzes 2 anzuse­
hen ist, beide Absätze kumulativ an­
wendbar sein? 

3a. Ist Artikel 6 Absatz 3 der Habitatricht­
linie dahin auszulegen, dass schon dann 
ein „Plan oder Projekt" vorliegt, wenn 
eine bestimmte Tätigkeit ein betreffen­
des Gebiet beeinträchtigen könnte (wor­
auf eine „Verträglichkeitsprüfung" 
vorzunehmen ist, um zu klären, ob die 
Beeinträchtigungen „erheblich" sind), 

oder ist nach dieser Bestimmung erst 
dann eine „Verträglichkeitsprüfung" 
vorzunehmen, wenn (mit hinreichender 
Wahrscheinlichkeit) davon auszugehen 
ist, dass ein „Plan oder Projekt" er­
hebliche Beeinträchtigungen nach sich 
ziehen könnte? 

3b. Anhand welcher Kriterien ist zu prüfen, 
ob ein Plan oder ein Projekt im Sinne 
von Artikel 6 Absatz 3 der Habitatricht­
linie, der oder das nicht unmittelbar mit 
der Verwaltung des Gebietes in Verbin­
dung steht oder hierfür nicht notwendig 
ist, ein solches Gebiet einzeln oder in 
Zusammenwirkung mit anderen Plänen 
und Projekten erheblich beeinträchtigen 
könnte? 

4a. Nach welchen Kriterien ist im Rahmen 
der Anwendung von Artikel 6 der 
Habitatrichtlinie zu prüfen, ob „geeig­
nete Maßnahmen", wie sie in Absatz 2 
dieser Bestimmung genannt sind, vor­
liegen oder eine „Prüfung auf Verträg­
lichkeit" im Zusammenhang mit der vor 
der Zustimmung eines Planes oder 
Projektes erforderlichen Feststellung 
im Sinne von Absatz 3 gegeben ist? 

4b. Haben die Begriffe „geeignete Maß­
nahmen" und „Prüfung auf Verträglich­
keit" autonome Bedeutung, oder ist bei 
ihrer Beurteilung auch Artikel 174 Ab­
satz 2 EG Vertrag, insbesondere der 
darin genannte Grundsatz der Vorsorge, 
zu berücksichtigen? 
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4c. Falls der in Artikel 174 Absatz 2 EG 
Vertrag genannte Grundsatz der Vor­
sorge zu berücksichtigen ist: Bedeutet 
dies auch, dass eine bestimmte Tätig­
keit, wie die fragliche Herzmuschel­
fischerei, erlaubt werden kann, wenn 
am Ausbleiben möglicher erheblicher 
Beeinträchtigungen keine offensichtli­
chen Zweifel bestehen, oder kann sie 
nur dann erlaubt werden, wenn über­
haupt keine Zweifel am Ausbleiben 
solcher Beeinträchtigungen bestehen 
oder wenn das Ausbleiben mit Sicher­
heit festgestellt werden kann? 

5. Hat Artikel 6 Absatz 2 bzw. Absatz 3 
der Habitatrichtlinie in dem Sinne un­
mittelbare Wirkung, dass sich der Ein­
zelne vor den nationalen Gerichten auf 
diese Bestimmungen berufen kann und 
die Gerichte ihm u. a. gemäß dem ... 
Urteil in der Rechtssache Peterbroeck 4 

den aus der unmittelbaren Wirkung 
fließenden Rechtsschutz gewähren 
müssen? 

IV — Rechtliche Würdigung 

A — Zu Frage 1: Die Begriffe Plan oder 
Projekt 

19. Mit den unter den Nummern la und 1b 
aufgeführten Fragen strebt der Raad van 

State eine Präzisierung der Begriffe Plan und 
Projekt an. Die Beantwortung dieser Frage 
stellt die Weichen für die weitere Prüfung 
des vorliegenden Rechtsstreits. Wenn die 
jährliche Erteilung von Lizenzen zur Herz­
muschelfischerei als Zustimmung zu einem 
Plan oder zu einem Projekt angesehen 
werden muss, so ist Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie anzuwenden. 

1. Vortrag der Beteiligten 

20. Die Waddenvereniging, die Vogelbe­
scherming und im schriftlichen Verfahren 
auch die Kommission vertreten die Auffas­
sung, dass die jährliche Entscheidung über 
die Muschelfischerei im Wattenmeer als 
Zustimmung zu einem Plan oder Projekt 
anzusehen sei. Die Begriffe Plan und Projekt 
seien weit auszulegen. Insbesondere die 
Vogelbescherming geht dabei soweit, dass 
bei jeder Genehmigung von einem Plan oder 
Projekt auszugehen sei, die Anwendung 
dieser Begriffe aber im Gegenzug nicht 
dadurch ausgeschlossen werden könne, dass 
keine Genehmigung gefordert werde. Nach 
Auffassung der Kommission ist immer von 
einem Plan oder Projekt auszugehen, wenn 
eine bestimmte Tätigkeit ihrer Natur nach 
geeignet ist, ein Gebiet erheblich zu beein­
trächtigen. 

21. Alle drei Parteien stützen sich auf den 
Umstand, dass jedes Jahr erneut über die 
Muschelfischerei zu entscheiden ist, wobei 
grundsätzlich auch eine Versagung der Ge­
nehmigung denkbar wäre. Der Leitfaden der 

4 — Urteil vom 14. Dezember 1995 in der Rechtssache C-312/93 
(Peterbroeck, Slg. 1995, I-4599). 
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Kommission 5 verweise ausdrücklich auf die 
Fischerei, selbst wenn diesbezüglich keine 
Genehmigung notwendig sei. Die Auswir­
kungen der Muschelfischerei könnten in 
Abhängigkeit von vielen Faktoren, insbeson­
dere der Populationsentwicklung, unter­
schiedlich sein. 

22. Die Waddenvereniging und die Vogel­
bescherming weisen auch darauf hin, dass 
die im Jahr 1999 erstmals festgesetzten 
Fangmengen von 10 000 Tonnen in den 
Vorjahren niemals erreicht worden waren. 
Folglich sei eine Ausdehnung der Muschel­
fischerei genehmigt worden. Die Vogelbe­
scherming verweist außerdem auf ein Urteil 
des Raad van State aus dem Jahr 1998, das 
dazu geführt habe, dass erstmals im Jahr 
1999 eine Lizenz des vorliegenden Typs 
erteilt wurde. Insofern bezieht sich die 
Vogelbescherming auch auf das Urteil Kraai-
jeveld 6, wonach im Rahmen der UVP-Richt-
linie 7 das entscheidende Kriterium für die 
Annahme eines Projekts die Erheblichkeit 
seiner Umweltauswirkungen sei. 

23. Auch die Regierung der Niederlande 
empfiehlt eine weite Auslegung der Begriffe 

Plan und Projekt, möchte allerdings — wie 
die PO Kokkelvisserij — die Anwendung von 
Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie auf 
neue Pläne und Projekte beschränkt wissen. 
Bereits zum Zeitpunkt der Ausweisung eines 
besonderen Schutzgebiets bestehende Pläne 
und Projekte seien allein Artikel 6 Absatz 2 
der Habitatrichtlinie unterworfen. Dies gelte 
für Aktivitäten wie die Muschelfischerei, die 
bereits in der Vergangenheit praktiziert 
wurden, unabhängig davon, ob jährlich 
erneut Lizenzen notwendig seien. 

24. Die niederländische Regierung betont, 
dass die Muschelfischerei keine erwähnens­
werten Auswirkungen auf ein besonderes 
Schutzgebiet habe und das Wattenmeer 
daher trotz der Muschelfischerei ausgewie­
sen worden sei. Sie geht im Übrigen davon 
aus, dass die Genehmigung der Ausweitung 
eines bestehenden Planes oder Projekts — 
bzw. einer bestehenden Aktivität — einen 
neuen Plan oder ein neues Projekt darstellen 
könne, das nach Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie unter Berücksichtigung der 
Auswirkungen der bisherigen Aktivität zu 
beurteilen wäre. 

25. Nur die PO Kokkelvisserij vertritt die 
Auffassung, dass selbst bei einer Ausweitung 
bestehender Aktivitäten kein neues Projekt 
und kein neuer Plan vorlägen. Im Übrigen 
legt sie dar, dass ohnehin die Muschel­
fischerei insgesamt nicht ausgeweitet, son­
dern nur jährlich den Umständen angepasst 

5 — Natura 2000 — Gebietsmanagement, Die Vorgaben des 
Artikels 6 der Habitat-Richtlinie 92/43/EWG, Luxemburg 
2000 (im Folgenden: Leitfaden). 

6 — Urteil vom 24. Oktober 1996 in der Rechtssache C-72/95 
(Slg. 1996, I-5403). 

7 — Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 
und privaten Projekten (ABl. L 175, S. 40) in der Fassung 
durch die Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur 
Änderung der Richdinie 85/337/EWG über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten 
Projekten (ABl. L 73, S. 5). 
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werde. Zwischen 1980 und 2000 seien 
jährlich zwischen 0 (1991 und 1996) und 
9,3 (1998) Millionen Kilogramm Herzmu­
scheln gefischt worden. 7 Millionen Kilo­
gramm oder mehr seien in den Jahren 1980, 
1983, 1984, 1988, 1998 und 1999 angefallen, 
weniger als 2 Millionen Kilogramm in den 
Jahren 1987, 1991, 1996 und 1997. Ein 
Anstieg sei nicht erkennbar, vielmehr wech­
selten die Fangmengen von Jahr zu Jahr. Die 
jährlichen Unterschiede seien allein auf die 
jeweils vorherrschenden Bedingungen, ins­
besondere die Populationsentwicklung, zu­
rückzuführen. Relativ zur Biomasse seien in 
den Jahren 1984,1985,1986 und 1990 Werte 
über 20 % erreicht worden, während die 
Höchstwerte seitdem bei etwa 10 % lägen. 
Bei dieser Betrachtungsweise sei daher sogar 
von einem Rückgang der Befischung auszu­
gehen. 

26. In der mündlichen Verhandlung wies die 
Kommission auf die Möglichkeit hin, dass 
ein Bewirtschaftungsplan gemäß Artikel 6 
Absatz 1 der Habitatrichtlinie vorliegen 
könne, der ganz oder teilweise die Muschel­
fischerei vorsehe. Ein Plan oder Projekt 
bestünde nur, soweit eine Maßnahme über 
diesen Bewirtschaftungsplan hinausgehe, da 
Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie 
ausdrücklich nur auf Maßnahmen anwend­
bar ist, die nicht unmittelbar mit der 
Verwaltung des Gebietes in Verbindung 
stehen oder hierfür nicht notwendig sind. 
Allerdings sei auch in Abwesenheit eines 
Bewirtschaftungsplans nur dann von einem 
Plan oder Projekt auszugehen, wenn die 
jährliche Lizenzierung einer ausgeübten Tä­
tigkeit sich auf neue Elemente beziehe, z. B. 
neue Technologien oder eine Intensivierung. 

2. Stellungnahme 

27. Artikel 6 der Habitatrichtlinie soll si­
cherstellen, dass der natürliche Reichtum im 
Netzwerk Natura 2000 — der Bestand an 
natürlichen Lebensräumen und Arten in den 
jeweiligen Schutzgebieten — erhalten bleibt. 
Zu diesem Zweck sieht Absatz 1 Erhaltungs­
maßnahmen vor, d.h. aktives Handeln. Ab­
satz 2 fordert generell die Vermeidung von 
Verschlechterungen und von Störungen, die 
sich erheblich auswirken können. 

28. Artikel 6 Absätze 3 und 4 der Habitat­
richtlinie enthalten besondere Regelungen 
über Pläne und Projekte. Nach Absatz 3 ist 
eine Maßnahme im Regelfall nur zu geneh­
migen, wenn sie kein Natura-2000-Gebiet als 
solches beeinträchtigt. Um dies beurteilen zu 
können, muss gegebenenfalls eine Prüfung 
der Maßnahme auf Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen des Gebietes durchgeführt 
werden. Nach Absatz 4 ist die Beeinträchti­
gung von Gebieten als solchen unter be­
stimmten Umständen ausnahmsweise zuläs­
sig, wenn Ausgleichsmaßnahmen ergriffen 
werden. Ist eine Verträglichkeitsprüfung 
nicht notwendig, so ergeben sich aus Arti­
kel 6 Absatz 3 und 4 der Habitatrichtlinie 
keine weiteren Beschränkungen des jewei­
ligen Planes oder Projekts. 

29. Die Voraussetzungen für die Durchfüh­
rung einer Verträglichkeitsprüfung sind in 
Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 der Habitatricht-
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linie niedergelegt. Die Begriffe Plan und 
Projekt sind in dieser mehrstufigen Prüfung 
der erste Filter, der Maßnahmen ausscheidet, 
die keiner Verträglichkeitsprüfung zu unter­
ziehen sind. Bevor eine Verträglichkeitsprü-
fung notwendig wird, sind weitere einschrän­
kende Voraussetzungen zu prüfen, nämlich 
die von der Kommission erwähnte unmittel­
bare Verbindung zur Gebietsverwaltung und 
die in der dritten Vorlagefrage angespro­
chene Möglichkeit einer erheblichen Beein­
trächtigung des Gebietes. Jedes dieser Krite­
rien hat seine eigene Funktion und Recht­
fertigung. Die Begriffe Plan und Projekt sind 
dabei vor allem eine formale Voraussetzung 
für die Anwendung von Artikel 6 Absatz 3 
der Habitatrichtlinie. Naturschutzfachliche 
Erwägungen sind nach dem Aufbau von 
Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 der Habitatricht­
linie grundsätzlich erst auf den beiden 
folgenden Prüfungsstufen anzustellen. 

30. Die wirksame Verhinderung einer unbe­
absichtigten Schädigung von Natura-2000-
Gebieten setzt voraus, dass möglichst alle 
potenziell schädlichen Maßnahmen dem 
Verfahren des Artikels 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie unterzogen werden. Daher 
dürfen die Begriffe Plan und Projekt nicht 
eng, sondern müssen weit ausgelegt werden. 
Das entspricht auch dem Wortlaut, der in 
fast allen Sprachfassungen ausdrücklich alle 8 

Pläne oder Projekte anspricht 9. 

31. Hier kann dahinstehen, wie die Begriffe 
Plan und Projekt im Einzelnen zu definieren 
sind, da — wie wohl keiner der Beteiligten in 
Zweifel zieht — die mechanische Herzmu­
schelfischerei bei erstmaliger Aufnahme als 
Plan oder Projekt anerkannt würde. Sie ist 
wegen der großflächigen Einwirkungen auf 
die oberste Schicht des Meeresbodens von 
ihren naturschutzrelevanten Auswirkungen 
her prinzipiell mit dem Abbau von Boden­
schätzen vergleichbar. Insofern wäre sie als 
sonstiger Eingriff und damit als Projekt im 
Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der UVP-
Richtlinie anzusehen. 

Diese Bestimmung definiert ein Projekt als 
die Errichtung von baulichen oder sonstigen 
Anlagen oder einen sonstigen Eingriff in 
Natur und Landschaft einschließlich derje­
nigen zum Abbau von Bodenschätzen 10. 
Ohne diesen Projektbegriff abschließend auf 
die Habitatrichtlinie übertragen zu wollen, 
ist er jedenfalls im vorliegenden Fall ange­
messen und hinreichend. Im vorliegenden. 
Fall kann dahinstehen, ob die Lizenzierung 
sich auf ein oder mehrere Projekte bezieht 
oder sogar auf einen Plan, der verschiedene 

8 — Ausnahmen sind die deutsche und die portugiesische Fassung. 
9 — So zum Begriff des Planes auch die Schlussanträge von 

Generalanwalt Fenelly vom 16. September 1999 in der 
Rechtssache C-256/98 (Kommission/Frankreich, Slg. 2000, 
I-2487, I-2489, Nr. 33). 

10 — Die Definition von „Plänen und Programmen" nach Artikel 2 
Buchstabe a der Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 27. Juni 2001 über die 
Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und 
Programme (ABl. L 197, S. 30) enthält dagegen keine weitere 
inhaltliche Konkretisierung, sondern beschränkt die Defini­
tion auf die Ergebnisse bestimmter Entscheidungsverfahren. 
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Projekte koordiniert. Für die Rechtsfolgen 
ergeben sich keine Unterschiede. 

32. Zweifel am Vorliegen eines Planes oder 
eines Projekts könnten sich daraus ergeben, 
dass die Herzmuschelfischerei bereits seit 
vielen Jahren in der vorliegenden Form 
praktiziert wird. Weder der Begriff des 
Planes noch der Begriff des Projekts würde 
es jedoch ausschließen, eine in regelmäßigen 
Abständen erneut durchgeführte Maßnahme 
jedes Mal als eigenständigen Plan oder 
Projekt anzusehen. 

33. Davon geht wohl auch das niederländi­
sche Recht aus. So kann die Muschelfischerei 
ohne die jährliche Lizenzierung nicht durch­
geführt werden. Sie bedarf daher der Ge­
nehmigung durch die zuständigen Behörden. 
Das Genehmigungsverfahren für Pläne und 
Projekte ergibt sich aber aus Artikel 6 Ab­
satz 3 der Habitatrichtlinie. Allerdings kann 
die Anwendbarkeit von Artikel 6 Absatz 3 
der Habitatrichtlinie nicht allein darauf 
beruhen, dass die Niederlande keine Dauer­
genehmigung erteilt haben, sondern die 
Genehmigung jährlich erneuern. Wenn die 
Notwendigkeit einer Verträglichkeitsprüfung 
allein davon abhängig wäre, ob das nationale 
Recht für die jeweilige Maßnahme eine 
dauerhaft geltende Genehmigung oder eine 
jährlich zu erneuernde Genehmigung vor­
sieht, bestünde ein Anreiz, schutzgebiets­
relevante Genehmigungen unbefristet zu 
erteilen, um die Anwendung von Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie zu umgehen. 

34. Eine solche Umgehung von Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichüinie wäre aller­
dings mit dem Gemeinschaftsrecht unver­
einbar. Wie andere Umweltrichtlinien setzt 
die Habitatrichtlinie voraus, dass bestimmte 
Maßnahmen einer behördlichen Genehmi­
gung bedürfen 11. Im Rahmen der UVP-
Richtlinie hat der Gesetzgeber dies nachträg­
lich klargestellt 12. 

35. Da die Habitatrichtlinie nicht festlegt, 
welche Aktivitäten in welcher Form zu 
genehmigen sind, ist es vorrangig Aufgabe 
der Mitgliedstaaten, entsprechende Regelun­
gen zu erlassen. Bei der Ausgestaltung von 
Genehmigungserfordernissen müssen sie je­
doch die Möglichkeit der Beeinträchtigung 
von Natura-2000-Gebieten berücksichtigen. 
Befristete Genehmigungen, die regelmäßig 
überprüft werden müssen, sind insbesondere 
dann angezeigt, wenn die jeweils möglichen 
Auswirkungen im Rahmen einer Erstgeneh­
migung nicht hinreichend genau abzuschät­
zen sind, sondern von variablen Umständen 
abhängen. 

11 — Vgl. die Urteile vom 28. Februar 1991 in der Rechtssache 
C-360/87 (Kommission/Italien, Slg. 1991, I-791, Randnr. 31) 
und vom 14. ļuni 2001 in der Rechtssache C-230/OO 
(Kommission/Belgien, Slg. 2001, I-4591, Randnr. 16), in 
denen der Gerichtshof Regelungen über eine stillschwei­
gende Genehmigung oder Ablehnung von Genehmigungs­
anträgen für unvereinbar mit den Prüfpflichten nach 
verschiedenen anderen Umweltrichtlinien erklärte. 

12 — Siehe Artikel 2 Absatz 1 der UVP-Richtlinie, der durch die 
Richtlinie 97/11 eingeführt wurde. 
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36. Die Herzmuschelfischerei im Watten­
meer erscheint als typisches Beispiel einer 
Tätigkeit, deren Zulassung jährlich überprüft 
werden sollte. Das Angebot an Herzmu­
scheln variiert jährlich in Abhängigkeit von 
der Witterung. Eine Überfischung erscheint 
nicht ausgeschlossen 13. Herzmuscheln sind 
für die Ernährung von Eiderenten und 
Austernfischern im Winter von großer Be­
deutung. Daher bedarf es einer zumindest 
jährlichen Steuerung, die die Ausbeutung 
der Muschelbestände mit dem Nahrungsbe­
darf der Vögel koordiniert. Die niederländi­
sche Praxis, Lizenzen für die Herzmuschel­
fischerei jährlich erneut zu erteilen, ent­
spricht daher den Anforderungen von Arti­
kel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie. 

37. Grundsätzlich ist die naturschutzfach­
liche Notwendigkeit eines Genehmigungser­
fordernisses allerdings keine Voraussetzung 
dafür, eine genehmigungsbedürftige Tätigkeit 
als Plan oder Projekt zu verstehen. Solcher 
Erwägungen bedarf es nur, wenn in Abwe­
senheit eines solchen Erfordernisses Grund 
zur Annahme besteht, dass diese Tätigkeit als 
Plan oder Projekt zu qualifizieren wäre. 

38. Gerade bei wiederholt durchgeführten 
Maßnahmen führt dieses Verständnis der 
Begriffe Plan und Projekt auch nicht zu 
unangemessenen Belastungen. Soweit Aus­
wirkungen von Jahr zu Jahr gleich bleiben, 
lässt sich auf der nächsten Prüfungsstufe 

leicht unter Verweis auf die Prüfungen der 
Vorjahre feststellen, dass keine erheblichen 
Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Ist 
dieser Verweis dagegen wegen sich ändern­
der Umstände nicht möglich, so ist nicht 
auszuschließen, aber auch gerechtfertigt, 
dass erneut umfangreichere Prüfungen vor­
genommen werden müssen. 

39. Auf die erste Frage ist daher zu antwor­
ten, dass die Begriffe Plan und Projekt in 
Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie auch 
eine Tätigkeit erfassen, die bereits seit vielen 
Jahren ausgeübt wird, für die jedoch grund­
sätzlich jedes Jahr eine Lizenz für einen 
beschränkten Zeitraum erteilt wird. 

40. Angesichts dieses Ergebnisses bedarf es 
keiner Stellungnahme zu Frage 1b, ob es 
einen Unterschied mache, wenn die Tätigkeit 
zunehme oder die Genehmigung die Mög­
lichkeit einer Zunahme eröffne. Es sei aber 
angemerkt, dass die Ausdehnung einer be­
stehenden Tätigkeit, die ihrerseits als Plan 
oder Projekt anzusehen wäre, grundsätzlich 
als neuer Plan oder neues Projekt qualifiziert 
werden kann. Diese Ausdehnung müsste 
daher daraufhin überprüft werden, ob sie 
allein oder gemeinsam mit anderen Plänen 
oder Projekten (einschließlich der bestehen­
den Tätigkeit) ein Natura-2000-Gebiet er­
heblich beeinträchtigen kann. Gegebenen­
falls wären die weiteren Verfahrensschritte 
nach Artikel 6 Absätze 3 und 4 der 
Habitatrichtlinie durchzuführen. 

13 — Dies unterstreicht der Umstand, dass natürliche Miesmu­
schelbänke im niederländischen Wattenmeer offenbar stark 
zurückgegangen sind. 
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B — Zu Frage 2: Das Verhältnis zwischen 
Artikel 6 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie 

41. Die zweite Frage richtet sich auf das 
Verhältnis zwischen Artikel 6 Absatz 2 und 
Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie. Der 
Raad van State möchte wissen, wie beide 
Vorschriften voneinander abzugrenzen sind 
und ob eine kumulative Anwendung in 
Betracht kommt. Zur Abgrenzung schlägt 
er verschiedene Möglichkeiten vor, nämlich 

— dass sich Absatz 2 auf den bisherigen 
Gebrauch und Absatz 3 auf neue Pläne 
oder Projekte bezieht; 

— dass sich Absatz 2 auf Verwaltungs­
maßnahmen und Absatz 3 auf andere 
Entscheidungen bezieht oder 

— dass sich Absatz 3 auf Pläne oder 
Projekte und Absatz 2 auf sonstige 
Tätigkeiten bezieht. 

1. Vortrag der Beteiligten 

42. Die Vogelbescherming vertritt die Auf­
fassung, dass diese Vorschriften sich in Natur 

und Reichweite deutlich unterscheiden. Ar­
tikel 6 Absatz 3 lege das Verfahren der 
Projektgenehmigung zu einem bestimmten 
Zeitpunkt fest, während Absatz 2 eine 
permanente Verpflichtung zu aktivem Han­
deln begründe, um Verschlechterungen von 
Gebieten zu verhindern. 

43. Sie hält die Auslegungsvarianten des 
Raad van State für unzureichend. Die erste 
Variante werfe schwierige Fragen auf, wie 
neue und bestehende Pläne oder Projekte 
voneinander abzugrenzen seien. Die zweite 
Variante verkenne, dass Verwaltungsmaß­
nahmen unterschiedlicher Art sein könnten 
und primär unter Artikel 6 Absatz 1 fallen 
würden. Auch könnten nicht alle zur Er­
haltung des Gebietes notwendigen Maß­
nahmen auf Artikel 6 Absatz 3 gestützt 
werden. Die dritte Variante sei korrekt, 
soweit sie Pläne und Projekte Artikel 6 
Absatz 3 unterwerfe, verkenne aber, dass 
Artikel 6 Absatz 2 nicht nur auf Aktivitäten 
beschränkt werden dürfe. Vielmehr könnten 
auch natürliche Entwicklungen Handlungs­
pflichten nach Artikel 6 Absatz 2 auslösen. 

44. Nach Auffassung der Vogelbescherming 
und der Waddenvereniging könnten beide 
Absätze auch kumulativ Anwendung finden, 
etwa wenn ein gemäß Absatz 3 genehmigtes 
Projekt trotz Verträglichkeitsprüfungen zu 
einem späteren Zeitpunkt unvorhergesehene 
negative Auswirkungen auf ein Gebiet habe, 
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die Maßnahmen nach Absatz 2 erforderlich 
machen würden. Allerdings sei es nach 
Auffassung der Vogelbescherming sinnlos, 
bereits im Rahmen einer Genehmigung nach 
Absatz 3 zugleich Absatz 2 anzuwenden. 

45. Nach Auffassung der niederländischen 
Regierung bezwecken beide Vorschriften die 
Erhaltung der jeweiligen Gebiete, wobei 
Absatz 2 alle Maßnahmen betreffe, Absatz 3 
nur neue Pläne und Projekte, die die 
jeweiligen Gebiete erheblich beeinträchtigen 
könnten. Für letztere sei ausdrücklich ein 
spezielles Regime vorgesehen. Eine kumula­
tive Anwendung beider Vorschriften sei aber 
nicht sinnvoll. 

46. Die PO Kokkelvisserij bezieht sich im 
Wesentlichen auf die Ausführungen der 
Kommission in ihrem Leitfaden 14. Danach 
kommt sie zu dem Ergebnis, dass Pläne oder 
Projekte nach Absatz 3 zu beurteilen sind, 
andere Maßnahmen dagegen nach Absatz 2. 
Zwar bezögen sich beide Vorschriften auf die 
Erhaltungsziele des betreffenden Gebietes, 
eine kumulative Anwendung sei aber aus­
geschlossen. 

47. Die Kommission schließlich vertritt die 
Auffassung, dass Absatz 3 insofern eine 

eigenständige Bedeutung habe, als diese 
Vorschrift sich auf Pläne und Projekte 
beziehe, während Absatz 2 eine allgemeine 
Verpflichtung betreffe, Verschlechterungen 
und erhebliche Störungen zu vermeiden. 
Absatz 2 erstrecke sich auf Aktivitäten, die 
keine vorherige Genehmigung voraussetzen 
würden. Absatz 3 sei jedenfalls keine Spe-
zialregelung gegenüber Absatz 2. 

2. Stellungnahme 

48. Die Anwendungsbereiche von Artikel 6 
Absätze 2 und 3 der Habitatrichtlinie er­
geben sich aus ihrem Wortlaut. Absatz 2 
knüpft an Verschlechterungen und Störun­
gen an, Absatz 3 dagegen an Pläne und 
Projekte. Eine Überschneidung beider An­
wendungsbereiche ist danach nicht ausge­
schlossen. 

49. Allerdings könnte Absatz 3 — gegebe­
nenfalls in Verbindung mit Absatz 4 — eine 
abschließende Spezialregelung für Pläne und 
Projekte enthalten, die die Anwendung von 
Artikel 6 Absatz 2 ausschließt. Dies hätte zur 
Folge, dass Pläne und Projekte nach einer 
Genehmigung im Sinne von Artikel 6 Ab­
satz 3 oder 4 nicht mehr wegen der Beein­
trächtigung von Schutzgebieten weiteren 
Anforderungen unterworfen würden. 14 — Zitiert in Fußnote 5, S. 8, 30 und 64. 
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50. Ein gewichtiges Argument gegen eine 
Anwendung von Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie auf Pläne und Projekte 
scheint aus Artikel 6 Absatz 4 zu folgen. 
Wäre Artikel 6 Absatz 2 auf Pläne und 
Projekte anwendbar, die nach dieser Vor­
schrift trotz der Beeinträchtigung von 
Schutzgebieten genehmigt werden, so würde 
diese Ausnahmegenehmigung keine prakti­
sche Wirkung entfalten. Mitgliedstaaten 
wären regelmäßig verpflichtet, diese Pläne 
und Projekte zu verhindern, da sie zur 
Verschlechterung von Schutzgebieten führen 
würden. Daraus ist zu schließen, dass Arti­
kel 6 Absatz 2 in diesen Fällen keine 
Anwendung finden kann. Wenn man Arti­
kel 6 Absätze 3 und 4 als einheitliches 
System der Genehmigung von Plänen und 
Projekten verstünde, so wäre es konsequent, 
auch bei einer Genehmigung nach Artikel 6 
Absatz 3 die Anwendung von Artikel 6 
Absatz 2 auszuschließen. 

51. Die Initiatoren von Plänen und Projek­
ten und die zuständigen Behörden würden 
bei einer ausschließlichen Geltung von Arti­
kel 6 Absätze 3 und 4 der Habitatrichtlinie 
für Pläne und Projekte erheblich an Rechts­
sicherheit gewinnen. Bei neuen Plänen und 
Projekten würde eine rechtskräftige Geneh­
migung gewährleisten, dass Erwägungen des 
Gebietsschutzes die Umsetzung des jewei­
ligen Vorhabens nicht mehr berühren könn­
ten. Auch der Bestand alter Zulassungen von 
Plänen und Projekten, die noch nicht nach 
Maßgabe von Artikel 6 Absatz 3 ergingen, 
würde durch Beeinträchtigungen von 
Schutzgebieten nicht in Frage gestellt. 

52. Eine derartige exklusive Geltung von 
Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie ist 
allerdings nach der Systematik von Artikel 6 
nicht zwingend. Immerhin befinden sich das 
Regelgenehmigungsverfahren mit Verträg­
lichkeitsprüfung und die Ausnahmegeneh­
migung in unterschiedlichen Absätzen. 

53. Darüber hinaus unterscheiden sich Pläne 
und Projekte, die nach Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie genehmigt werden, grund­
legend von den nur ausnahmsweise zu 
genehmigenden Plänen und Projekten nach 
Artikel 6 Absatz 4 der Habitatrichtlinie. Die 
Regelgenehmigung basiert auf der Annahme, 
dass ein Plan oder Projekt Schutzgebiete als 
solche nicht beeinträchtigt, die Ausnahme­
genehmigung setzt dagegen eine derartige 
Beeinträchtigung von Schutzgebieten voraus. 

54. Daher muss auch nach Abschluss des 
Regelgenehmigungsverfahrens gemäß Arti­
kel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie die 
allgemeine Verpflichtung des Artikels 6 Ab­
satz 2 gelten, Verschlechterung und erheb­
liche Störungen zu vermeiden, die auf die 
Durchführung eines Planes oder eines Pro­
jekts zurückzuführen sind. 

55. Dies entspricht der besonderen Funktion 
von Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie 
im Vergleich zu Artikel 6 Absatz 2. Absatz 3 
schafft vor allem ein Genehmigungsverfah-
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ren, das die Chance nutzt, vor einer mögli­
chen Beeinträchtigung von Schutzgebieten, 
die Auswirkungen eines Planes oder eines 
Projekts anhand der Erhaltungsziele des 
betroffenen Schutzgebiets zu bewerten. Eine 
Vorabkontrolle widerspricht jedoch nicht 
der Anwendung der allgemeinen Schutz­
norm des Artikels 6 Absatz 2. 

56. Bei bestimmungsgemäßer Durchführung 
erübrigen sich nach dem Genehmigungsver­
fahren gemäß Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie spätere Maßnahmen auf 
der Grundlage von Absatz 2. Die ideale 
Verträglichkeitsprüfung würde nämlich alle 
später eintretenden Beeinträchtigungen prä­
zise identifizieren. Eine Genehmigung würde 
daher nur erfolgen, wenn der Plan oder das 
Projekt das Gebiet als solches nicht beein­
trächtigt. Dies müsste im Sinne eines kohä­
renten Schutzstandards zugleich ausschlie­
ßen, dass Verschlechterungen eintreten oder 
Störungen, die sich im Hinblick auf die Ziele 
der Richtlinie erheblich auswirken könnten. 
Damit wäre zugleich die praktische Wirk­
samkeit der Zustimmung nach Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie gewährleistet, 
da die darin ausdrücklich zugelassenen Aus­
wirkungen keinen Verstoß gegen Artikel 6 
Absatz 2 begründen können. 

57. Praktische Konsequenzen im Zusam­
menhang mit genehmigten Projekten und 
Plänen ergäben sich aus Artikel 6 Absatz 2 
der Habitatrichtlinie jedoch, wenn diese trotz 

einer Verträglichkeitsprüfung zu Verschlech­
terungen oder erheblichen Beeinträchtigun­
gen führen. Dann wäre der betreffende 
Mitgliedstaat verpflichtet, ungeachtet einer 
Genehmigung der Maßnahme die notwen­
digen Vermeidungsmaßnahmen zu ergreifen. 

58. Diese Verpflichtung ist sachgerecht, da 
andernfalls der Bestand an Lebensräumen 
und Arten innerhalb von Natura 2000 er­
satzlos zurückgehen könnte. Sie rechtfertigt 
sich zumindest bei neuen Plänen und 
Projekten auch dadurch, dass die Mitglied­
staaten in derartigen Fällen entweder eine 
mangelhafte Verträglichkeitsprüfung oder 
wissenschaftliche Unsicherheit über die Aus­
wirkungen der betreffenden Maßnahme in 
Kauf genommen haben. Es ist aber auch 
nicht hinnehmbar, dass der Bestand an 
Lebensräumen und Arten durch alte Pläne 
und Projekte reduziert wird, auf die Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie aus zeitlichen 
Gründen noch keine Anwendung fand. 

59. Die fortdauernde Anwendung von Arti­
kel 6 Absatz 2 der Habitatrichtlinie auf Pläne 
und Projekte würde im Übrigen dem Urteil 
des Gerichtshofes in der Rechtssache 
C-117/00 entsprechen 15. Dort hat er fest­
gestellt, dass Irland in Bezug auf den 
Owenduff-Nephin Beg Complex den Ver­
pflichtungen aus Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie nicht nachgekommen ist. 

15 — Urteil vom 13. Juni 2002 (Kommission/Irland, Slg. 2002, 
I-5335, Randnr. 22 ff.). 
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Dabei ging es um Überweidung mit der Folge 
der Erosion und des Rückgangs von Heide­
krautgewächsen sowie die Aufforstung mit 
Nadelbäumen. Der Gerichtshof hat in die­
sem Zusammenhang nicht die Frage aufge­
worfen, ob Pläne oder Projekte vorlagen, die 
eine Anwendung von Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie erfordert und unter Um­
ständen einer Anwendung von Artikel 6 
Absatz 2 entgegengestanden hätten. 

60. Auf die zweite Frage ist danach zu 
antworten, dass Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie das Verfahren der Geneh­
migung von Plänen und Projekten regelt, die 
Schutzgebiete als solche nicht beeinträchti­
gen, während Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie unabhängig von der Zulas­
sung von Plänen und Projekten Dauerpflich­
ten begründet, Verschlechterungen zu ver­
meiden sowie Störungen, die sich im Hin­
blick auf die Ziele der Richtlinie erheblich 
auswirken könnten. 

C — Zu Frage 3: Die Möglichkeit einer 
erheblichen Beeinträchtigung 

61. Mit seiner dritten Frage möchte der 
Raad van State zwei Voraussetzungen der 
Durchführung einer Verträglichkeitsprüfung 
nach Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 der Habitat­

richtlinie aufklären. Zum einen möchte er 
wissen, welche Anforderungen an die Wahr­
scheinlichkeit von erheblichen Beeinträchti­
gungen zu stellen sind, und zum anderen, 
wann davon auszugehen ist, dass eine 
mögliche Beeinträchtigung erheblich ist. 

62. Es ist zunächst darauf hinzuweisen, dass 
die Möglichkeit einer erheblichen Beein­
trächtigung vorrangig eine naturschutzfach­
liche Frage ist, die anhand der Umstände des 
jeweiligen Einzelfalls zu beantworten ist. Der 
Gerichtshof kann allerdings Orientierungen 
geben. 

1. Zur Möglichkeit einer Beeinträchtigung 

a) Vortrag der Beteiligten 

63. Die Waddenvereniging hält es für not­
wendig, immer eine Verträglichkeitsprüfung 
durchzuführen, wenn das Ausbleiben von 
erheblichen Beeinträchtigungen nicht offen­
sichtlich ausgeschlossen ist. 

64. Die Vogelbescherming lehnt es ab, die 
Verträglichkeitsprüfung auf Fälle zu begren­
zen, in denen erhebliche Beeinträchtigungen 
mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein-
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treten werden — vielmehr reiche es aus, 
wenn solche Beeinträchtigungen eintreten 
könnten. Erst die eigentliche Verträglich-
keitsprüfung könne die Wahrscheinlichkeit 
von Beeinträchtigungen beurteilen. 

65. Die Vogelbescherming versteht die Frage 
des Raad van State in dem Sinne, ob bereits 
auf dieser Stufe der Anwendung von Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie die Möglich­
keit von Schadensminderungsmaßnahmen 
Berücksichtigung finden könnte. Derartige 
Maßnahmen könnten allerdings erst auf der 
Basis einer Verträglichkeitsprüfung wirksam 
getroffen werden. Im vorliegenden Fall zeig­
ten bereits die Fragestellungen einer laufen­
den staatlichen Studie, dass die Herzmu­
schelfischerei erhebliche Beeinträchtigungen 
bewirken könne. 

66. Die Kommission geht davon aus, dass 
neben der grundsätzlichen Eignung eines 
Planes oder Projekts, ein Gebiet zu beein­
trächtigen, der Eintritt erheblicher Beein­
trächtigungen auch hinreichend wahrschein­
lich sein muss. Dies sei in einer vorläufigen 
Prüfung zu beurteilen. Nach dem Vorsorge­
prinzip reichten allerdings bereits Zweifel am 
Ausbleiben einer solchen Beeinträchtigung 
aus, um die Verpflichtung auszulösen, eine 
Verträglichkeitsprüfung durchzuführen. 

67. Die niederländische Regierung vertritt 
die Auffassung, dass eine Verträglichkeits­
prüfung nur notwendig ist, wenn erhebliche 
Beeinträchtigungen hinreichend wahrschein­
lich seien. Dies sei in einer Vorprüfung zu 
beurteilen. 

68. Auch die PO Kokkelvisserij hält eine 
Verträglichkeitsprüfung nur für erforderlich, 
wenn man annehmen könne, dass der Plan 
oder das Projekt erhebliche Beeinträchtigun­
gen zur Folge haben werde. 

b) Stellungnahme 

69. Im Hinblick auf den Grad der Wahr­
scheinlichkeit einer erheblichen Beeinträch­
tigung ist der Wortlaut in den verschiedenen 
Sprachfassungen nicht eindeutig. Die deut­
sche Fassung scheint am weitesten zu sein, 
da sie mit „könnte" den Konjunktiv verwen­
det. Das legt die bloße Möglichkeit einer 
Beeinträchtigung als Maßstab nahe. Dagegen 
verwendet die englische Fassung den wohl 
engsten Begriff mit „likely", der für eine 
überwiegende Wahrscheinlichkeit sprechen 
würde. Die anderen Sprachfassungen schei­
nen sich zwischen diesen beiden Polen zu 
bewegen. Nach dem Wortlaut ist es daher 
nicht notwendig, dass eine Beeinträchtigung 
sicher eintreten wird, der notwendige Grad 
der Wahrscheinlichkeit bleibt aber unklar. 

70. Da das Regelgenehmigungsverfahren 
verhindern soll, dass Schutzgebiete durch 
Pläne oder Projekte beeinträchtigt werden, 
dürfen die Anforderungen an die Wahr­
scheinlichkeit einer Beeinträchtigung nicht 
zu streng sein. Würde man die Verträglich­
keitsprüfung für Pläne und Projekte aus­
schließen, die z. B. mit nur zehnprozentiger 
Wahrscheinlichkeit erhebliche Beeinträchti­
gungen hätten, so würde statistisch doch jede 
zehnte Maßnahme, die genau unterhalb 
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dieses Grenzwerts bliebe, zu erheblichen 
Beeinträchtigungen führen. Alle derartigen 
Maßnahmen könnten aber ohne weitere 
Einschränkungen genehmigt werden. Ein 
derartig bezifferter Wahrscheinlichkeitsstan­
dard ließe daher eine schleichende Ver­
schlechterung von Natura 2000 befürchten. 
Hinzu kommt, dass die Verträglichkeitsprü­
fung gerade auch dazu beitragen soll, die 
Wahrscheinlichkeit von Beeinträchtigungen 
festzustellen. Wenn die Wahrscheinlichkeit 
bestimmter Beeinträchtigungen unklar ist, 
dann spricht dies also eher für als gegen eine 
Verträglichkeitsprüfung. 

71. Die Möglichkeit der Vermeidung oder 
Minderung von Beeinträchtigungen sollte 
bei der Ermittlung der Notwendigkeit einer 
Verträglichkeitsprüfung grundsätzlich keine 
Rolle spielen. Es erscheint zweifelhaft, dass 
derartige Maßnahmen ohne das fachliche 
Fundament einer konkreten Verträglich­
keitsstudie hinreichend präzise durchgeführt 
werden können. 

72. Andererseits wäre es unverhältnismäßig, 
jede denkbare Beeinträchtigung zum Anlass 
zu nehmen, eine Verträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. Beeinträchtigungen, die un­
ter Berücksichtigung der Erhaltungsziele des 
Gebietes fern liegen, können außer Betracht 
bleiben. Dies kann allerdings nur im jewei­
ligen Einzelfall beurteilt und entschieden 
werden. 

73. Maßstab muss dabei sein, ob vernünftige 
Zweifel am Ausbleiben erheblicher Beein­
trächtigungen bestehen. Bei der Bewertung 
von Zweifeln werden einerseits die Wahr­

scheinlichkeit eines Schadens, andererseits 
aber auch das Ausmaß und die Art dieses 
Schadens zu berücksichtigen sein. So sind 
Zweifel am Ausbleiben von irreversiblen 
Beeinträchtigungen oder von Beeinträchti­
gungen, die besonders seltene Lebensräume 
oder Arten betreffen würden, prinzipiell 
höher zu gewichten als Zweifel am Aus­
bleiben von reversiblen oder vorübergehen­
den Beeinträchtigungen oder am Ausbleiben 
einer Beeinträchtigung von relativ häufigen 
Arten oder Lebensräumen. 

74. Daher ist eine Verträglichkeitsprüfung 
immer dann erforderlich, wenn vernünftige 
Zweifel am Ausbleiben von erheblichen Be­
einträchtigungen bestehen. 

2. Zur Erheblichkeit 

a) Vortrag der Beteiligten 

75. Zur Beurteilung der Erheblichkeit 
schlägt die Waddenvereniging verschiedene 
Kriterien vor. Die Auswirkungen vergleich­
barer Vorhaben auf andere Gebiete und die 
Populationsentwicklung, hier der Rückgang 
von Eiderenten, könnten Anhaltspunkte lie­
fern. Die Größe des Gebietes und des 
Projekts dürften keine Berücksichtigung 
finden, da andernfalls Teile von Schutz­
gebieten ihren Schutzstatus praktisch ver­
lieren könnten. 
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76. Die Vogelbescherming schlägt die fol­
gende Prüfungsabfolge vor: 

— Sind Beeinträchtigungen denkbar? 

— Überschneiden sich die vom Plan oder 
Projekt in'Anspruch genommenen Flä­
chen mit den von natürlichen Lebens­
räumen oder Arten in Anspruch 
genommenen Gebietsflächen? 

— Trifft beides zu, ist zu prüfen, ob das 
geringste Risiko einer Beeinträchtigung 
der Integrität des Gebietes besteht. 

77. Die Kommission fordert eine objektive 
Auslegung, die sich allerdings in ihrer 
Anwendung an der besonderen Ausstattung 
des betroffenen Gebietes orientieren müsse. 
Beeinträchtigungen seien insbesondere dann 
erheblich, wenn sie 

— die Verwirklichung von Erhaltungszie­
len unmöglich oder unwahrscheinlich 
machen oder 

— einen vitalen Bestandteil des Ökosys­
tems, der das Gebiet charakterisiert und 
für seine Integrität oder seine Bedeu­
tung für die Kohärenz von Natura 2000 
essenziell ist, unwiederbringlich zerstö­
ren würde. 

78. Auch die niederländische Regierung 
möchte eine willkürliche oder zufällige Be­
urteilung der Erheblichkeit vermeiden und 
erwartet, dass die Besonderheiten des be­
troffenen Gebietes, aber auch kumulative 
Auswirkungen in Verbindung mit anderen 
Plänen und Projekten Berücksichtigung fin­
den. 

79. Die PO Kokkelvisserij bezieht sich auf 
den Leitfaden der Kommission 16 und die 
Beeinträchtigungen, die Gegenstand des Ur­
teils zu den Santonasümpfen 17 waren. Da­
nach seien spürbare, relativ schwere, irrepa­
rable oder schwer reparable Auswirkungen 
erforderlich. Im Hinblick auf die Komplexi­
tät ökologischer Beurteilungen lehnt sie eine 
abschließende Liste von Kriterien ab. Sie hält 
es aber in jedem Fall für notwendig, die 
Natur und die Ausdehnung des Gebietes 
sowie die tatsächlichen und vorhersehbaren 
Auswirkungen des Planes oder Projekts zu 
berücksichtigen, insbesondere ob diese Be­
einträchtigungen struktureller oder vorüber­
gehender bzw. mit natürlichen Mitteln ver­
meidbarer Art sind. Beachtung sollten auch 
die Erhaltungsziele des Gebietes sowie an­
dere Umwelteigenschaften oder Umweltfol­
gen finden. 

16 — Zitiert in Fußnote 5, Punkt 4.4.1, S. 36 f. 
17 — Urteil vom 2. August 1993 in der Rechtssache C-355/90 

(Kommission/Spanien, Slg. 1993, I-4221). 
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b) Stellungnahme 

80. Die Beschränkung der Verträglichkeits­
prüfung auf Pläne und Projekte, die ein 
Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen 
könnten, verhindert überflüssige Verträglich­
keitsprüfungen. Diese Voraussetzung ist im 
Rahmen einer Vorprüfung überschlägig zu 
beurteilen, ohne die eigentliche Verträglich­
keitsprüfung vorwegzunehmen. 

81. Der Begriff der Erheblichkeit beschreibt 
ein Vergleichspaar, hier das Verhältnis be­
stimmter Beeinträchtigungen zu einem 
Schutzgebiet. Das Schutzgebiet wird durch 
seine Erhaltungsziele definiert. Das Gewicht 
von Beeinträchtigungen ergibt sich aus Aus­
maß und Art des möglichen Schadens. Die 
Reversibilität oder die Kompensierbarkeit 
von Auswirkungen, aber auch die Seltenheit 
der betroffenen Lebensräume oder Arten 
sind dabei von Bedeutung. 

82. Von den Beteiligten versucht allein die 
Kommission, die Schwelle zur Erheblichkeit 
näher zu bestimmen. Die von ihr vorge­
schlagenen Kriterien — die Vereitelung von 
Erhaltungszielen oder die Zerstörung essen­
zieller Gebietsbestandteile — setzen diese 
Schwelle allerdings sehr hoch an. 

83. Die Vogelbescherming und die Wadden­
vereniging haben in der mündlichen Ver­
handlung zu Recht darauf hingewiesen, dass 

dieser Standard die Rechtsprechung des 
Gerichtshofes, die vor allem im Zusammen­
hang mit der Vogelschutzrichtlinie ergangen 
ist, nicht widerspiegelt. So ist dem Urteil zur 
Leybucht zu entnehmen, dass jede Verklei­
nerung eines besonderen Schutzgebiets, z. B. 
durch den Bau einer Straße 18, einer er­
heblichen Beeinträchtigung zumindest 
gleichzustellen ist 19. Im Urteil zu den 
Santonasümpfen hat der Gerichtshof ohne 
Prüfung kumulierender Auswirkungen auch 
Aquakulturvorhaben 20 und die Einleitung 
von Abwässern 21 als erhebliche Beeinträch­
tigungen anerkannt. Es ist aber nicht anzu­
nehmen, dass jeder dieser Eingriffe bereits 
geeignet gewesen wäre, die Erhaltungsziele 
der betroffenen besonderen Schutzgebiete zu 
vereiteln oder essenzielle Bestandteile zu 
zerstören. 

84. Der Kommission ist allerdings zuzustim­
men, soweit sie an die Erhaltungsziele eines 
Gebietes anknüpft. Diese Ziele beschreiben 
seine Bedeutung im Rahmen von Natura 
2000. Jedes dieser Ziele ist daher relevant für 
das Netzwerk. Wenn Beeinträchtigungen 
durch Pläne und Projekte hingenommen 
würden, weil sie die Erreichung dieser Ziele 
nur erschweren, aber noch nicht unmöglich 
oder unwahrscheinlich machen würden, so 
könnte der Bestand an Arten und Lebens­
räumen in Natura 2000 durch Pläne und 

18 — Urteil Santoña, zitiert in Fußnote 17, Randnr. 36. 
19 — Urteil vom 28. Februar 1991 in der Rechtssache C-57/89 

(Kommission/Deutschland, Slg. 1991, I-883, Randnrn. 20 f.). 
20 — Urteil Santoña zitiert in Fußnote 17, Randnrn. 44 und 46, 

siehe auch das Urteil vom 25. November 1999 in der 
Rechtssache C-96/98 (Kommission/Frankreich [Poitou], 
Slg. 1999, I-8531, Randnr. 39). 

21 — Urteil Santoña zitiert in Fußnote 17, Randnrn. 52 f. 
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Projekte erodiert werden. Noch nicht einmal 
das Ausmaß dieser Erosion wäre mit einiger 
Genauigkeit abzusehen, da keine Verträg-
lichkeitsprüfung durchgeführt würde. Diese 
Verluste würden nicht ausgeglichen, da 
Artikel 6 Absatz 4 der Habitatrichtlinie keine 
Anwendung fände. 

85. Grundsätzlich muss daher jede Beein­
trächtigung von Erhaltungszielen als erheb­
liche Beeinträchtigung des Gesamtgebiets 
angesehen werden. Nur Beeinträchtigungen, 
die kein Erhaltungsziel berühren, sind im 
Rahmen von Artikel 6 Absatz 3 der Habitat­
richtlinie unerheblich. 

86. Auf diesen Teil der dritten Frage ist 
daher zu antworten, dass jede Beeinträchti­
gung von Erhaltungszielen das betroffene 
Gebiet erheblich beeinträchtigt. 

D — Zu Frage 4: Die Verträglichkeitsprüfung 
und geeignete Maßnahmen 

87. Mit der vierten Frage möchte der Raad 
van State die notwendigen Erläuterungen 

erhalten, um zu beurteilen, ob die zuständi­
gen Stellen im vorliegenden Fall eine Ver­
träglichkeitsprüfung durchgeführt und die 
notwendigen Konsequenzen gezogen oder 
geeignete Maßnahmen zur Vermeidung von 
Verschlechterungen und Störungen getrof­
fen haben. 

1. Zur Verträglichkeitsprüfung 

88. Soweit sie sich auf die Verträglichkeits­
prüfung bezieht, richtet sich die vierte Frage 
einerseits allgemein auf die Anforderungen 
an eine Verträglichkeitsprüfung, andererseits 
konkret darauf, ob es gerechtfertigt ist, die 
Muschelfischereilizenzen nur zu verweigern, 
wenn „offensichtliche Zweifel" am Ausblei­
ben erheblicher nachteiliger Folgen vorlie­
gen. In diesem Zusammenhang wirft der 
Raad van State die Frage auf, ob das 
Vorsorgeprinzip zu beachten ist. 

a) Vortrag der Beteiligten 

i) Allgemeines 

89. Die PO Kokkelvisserij schlägt vor, die 
Anforderungen an die Verträglichkeitsprü-
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fung den Absätzen 2 und 3 des Artikels 2 der 
Habitatrichtlinie zu entnehmen, wonach 
einerseits ein günstiger Erhaltungszustand 
der natürlichen Lebensräume und wild le­
benden Tier- und Pflanzenarten von gemein­
schaftlichem Interesse zu bewahren oder 
wiederherzustellen, aber andererseits den 
Anforderungen von Wirtschaft, Gesellschaft 
und Kultur sowie den regionalen und örtli­
chen Besonderheiten Rechnung zu tragen ist. 

90. Die übrigen Parteien stimmen dahin 
gehend überein, dass eine Verträglichkeits­
prüfung die Auswirkungen von Plänen oder 
Projekten auf die Erhaltungsziele des betrof­
fenen Gebietes zum Gegenstand haben 
müsste. Sie schlagen dazu mit unterschied­
licher Detaildichte Methoden vor. 

ii) Zum Vorsorgeprinzip 

91. Die Waddenvereniging, die Kommission, 
die niederländische Regierung und die PO 
Kokkelvisserij vertreten die Auffassung, dass 
das Vorsorgeprinzip nach Artikel 174 Ab­
satz 2 EG bei der Auslegung von Artikel 6 
Absätze 2 und 3 der Habitatrichtlinie heran­
gezogen werden muss. Die Vogelbescher­
ming meint, dass Artikel 6 Absätze 2 und 3 
der Habitatrichtlinie bereits eine hinreichend 

klare Konkretisierung des Vorsorgeprinzips 
enthalten und so den Rückgriff auf Arti­
kel 174 Absatz 2 EG entbehrlich machen. 

iii) Zu den Zweifeln am Ausbleiben von 
Beeinträchtigungen 

92. Die Kommission verweist auf die eng­
lische und französische Sprachfassung von 
Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 der Habitatricht­
linie, wonach die zuständigen Behörden 
sicher sein müssen, dass ein Gebiet nicht 
als solches beeinträchtigt wird. Wie die 
Vogelbescherming und die Waddenvereni­
ging schließt sie daraus, dass kein Zweifel 
daran bestehen dürfe, dass solche Beein­
trächtigungen unwahrscheinlich seien. 

93. Die niederländische Regierung vertritt 
die Auffassung, dass das Kriterium der 
offensichtlichen Zweifel auf die Absätze 2 
und 3 des Artikels 6 der Habitatrichtlinie 
Anwendung finden müsse. Bei der Anwen­
dung von Absatz 3 Satz 1 seien offensicht­
liche Zweifel notwendig, um die Verträglich­
keitsprüfung auszulösen. Im Anwendungs­
bereich von Absatz 3 Satz 2 müsse die 
Genehmigung bereits möglich sein, wenn 
keine absolute Sicherheit, sondern nur ein 
hohes Maß an Sicherheit bestehe, dass 
Beeinträchtigungen auszuschließen seien. 
Absolute Sicherheit sei selten erreichbar. 
Die Zustimmung zu einem Plan oder Projekt 
könne dementsprechend auch nur verwei­
gert werden, wenn nach Durchführung der 
Verträglichkeitsprüfung offensichtliche 
Zweifel verblieben. 
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94. Die PO Kokkelvisserij vertritt die Auf­
fassung, dass das Vorsorgeprinzip zu stark 
ausgedehnt würde, wenn die Zustimmung 
bei jedem Zweifel am Ausbleiben von Be­
einträchtigungen verweigert werden müsste. 
Unter gleichzeitiger Berufung auf das Prinzip 
der Verhältnismäßigkeit schlägt sie vor, dass 
bei wissenschaftlicher Unsicherheit ange­
messene Maßnahmen zu treffen sind, die 
regelmäßig nicht alle Risiken ausschließen 
könnten. 

b) Stellungnahme 

i) Zur Verträglichkeitsprüfung 

95. Vorab ist darauf hinzuweisen, dass die 
Habitatrichtlinie keine Methoden für die 
Durchführung einer Verträglichkeitsprüfung 
vorgibt. Es mag hilfreich sein, insofern auf 
die einschlägigen Dokumente der Kommis­
sion 22 zurückzugreifen, doch kommt ihnen 
keine rechtliche Bindungswirkung zu. Kei­
nesfalls kann der Gerichtshof abstrakt eine 
bestimmte Methode der Verträglichkeits­
prüfung entwickeln. Es ist allerdings mög­
lich, der Richdinie bestimmte Rahmenbe­
dingungen zu entnehmen. 

96. Die meisten Sprachfassungen, aber auch 
der zehnte Erwägungsgrund der deutschen 
Fassung, verlangen ausdrücklich eine ange­
messene Prüfung. Wie insbesondere die 
Kommission zutreffend darlegt, ergibt sich 
darüber hinaus bereits aus dem Wortlaut 
von Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie, 
dass eine Verträglichkeitsprüfung der Zu­
stimmung zu einem Plan oder Projekt vor­
ausgehen und dass sie kumulative Effekte 
berücksichtigen muss, die aus dem Zusam­
menwirken mit anderen Plänen oder Pro­
jekten folgen. 

97. Notwendigerweise muss diese Prüfung 
alle von dem Plan oder Projekt ausgehenden 
Beeinträchtigungen den Erhaltungszielen des 
Gebietes gegenüberstellen. Sowohl die Be­
einträchtigungen als auch die Erhaltungsziele 
müssen dafür identifiziert werden. Die Er­
haltungsziele lassen sich aus dem Bestand 
innerhalb des Gebietes ableiten. Es wird 
jedoch regelmäßig Schwierigkeiten bereiten, 
alle Beeinträchtigungen umfassend zu er­
fassen. In vielen Bereichen besteht eine 
erhebliche wissenschaftliche Unsicherheit 
über Wirkungszusammenhänge. Wenn 
selbst unter Ausschöpfung aller wissen­
schaftlichen Mittel und Quellen keine Si­
cherheit zu erlangen ist, wird man folglich 
auch mit Prognosewahrscheinlichkeiten und 
Schätzungen arbeiten müssen. Diese müssen 
kenntlich gemacht und begründet werden. 

98. Als Ergebnis einer Verträglichkeitsprü­
fung ist ein begründetes Urteil zu treffen, ob 

22 — Siehe etwa den Leitfaden, zitiert in Fußnote 5, und das 
Dokument „Prüfung der Verträglichkeit von Plänen und 
Projekten mit erheblichen Auswirkungen auf Natura-2000-
Gebiete, Methodik-Leitlinien zur Erfüllung der Vorgaben des 
Artikels 6 Absätze 3 und 4 der Habitat-Richtlinie 92/43/ 
EWG", November 2001. 
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das betroffene Gebiet als solches beeinträch­
tigt wird. Dabei sind die Bereiche aufzu­
führen, in denen das Eintreten oder Aus­
bleiben von Beeinträchtigungen nicht mit 
Sicherheit aufzuklären ist, sowie die daraus 
gezogenen Schlussfolgerungen. 

ii) Zur Berücksichtung des Vorsorgeprinzips 
und zu den zulässigen Zweifeln bei der 
Genehmigung von Plänen und Projekten 

99. Hinsichtlich der Genehmigungsent­
scheidung sieht Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 
der Habitatrichtlinie in der deutschen Fas­
sung vor, dass sie nur erfolgt, wenn die 
zuständigen Stellen unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung 
festgestellt haben, dass das Gebiet als solches 
nicht beeinträchtigt wird. Wie die Kommis­
sion zutreffend hervorhebt, gehen die an­
deren Sprachfassungen über die einfache 
„Feststellung" hinaus, indem sie verlangen, 
dass sich die zuständigen Behörden diesbe­
züglich Sicherheit verschaffen. Daher ist 
davon auszugehen, dass die in der deutschen 
Fassung einer Zustimmung vorausgesetzte 
Feststellung nur getroffen werden kann, 
wenn die zustimmende Behörde sich unter 
Berücksichtigung der Verträglichkeitsprü­
fung sicher ist, dass das Gebiet als solches 
nicht beeinträchtigt wird 23. Für die Entschei­
dung ist daher nicht ausschlaggebend, ob 
eine solche Beeinträchtigung nachweisbar 

ist, sondern — umgekehrt —, dass die 
Genehmigungsbehörde ihr Ausbleiben fest­
stellt. 

100. Diese Regelung konkretisiert das Vor­
sorgeprinzip nach Artikel 174 Absatz 2 EG 
für den Gebietsschutz im Rahmen von 
Natura 2000. Das Vorsorgeprinzip ist im 
Gemeinschaftsrecht nicht definiert. In der 
Rechtsprechung wird es vor allem insoweit 
diskutiert, als bei Unsicherheiten hinsichtlich 
des Vorliegens oder des Umfangs von 
Risiken eingreifende Schutzmaßnahmen ge­
troffen werden können, ohne dass abgewar­
tet werden müsste, dass das Bestehen und 
die Schwere dieser Risiken vollständig dar­
gelegt werden 24. Entscheidend ist daher das 
Element der wissenschaftlichen Unsicherheit 
über Risiken 25. Allerdings sind im jeweiligen 
Einzelfall die mit den Schutzmaßnahmen 
verbundenen Eingriffe in ein Verhältnis zu 
dem vermuteten Risiko zu setzen. Die 
Kommission stellt in ihrer Mitteilung über 
die Anwendung des Vorsorgeprinzips inso­
fern fest, dass die Festlegung eines der 
Gesellschaft „zumutbaren" Risikogrades eine 
mit hoher politischer Verantwortung ver­
bundene Entscheidung darstellt26. Dieser 
Verantwortung kann nur entsprochen wer-

23 — In diesem Sinne auch die Schlussanträge von Generalanwalt 
Léger vom 6. November 2003 in der Rechtssache C-209/02 
(Kommission/Österreich [Gotfanlage Wörschach], Slg. 2004, 
I-1211, Nrn. 40 ff.). Die deutsche Fassung der Schlussanträge 
beruht bei Nr. 30 auf der dargestellten Abweichung der 
deutschen Fassung der Richtlinie von den anderen Sprach­
fassungen. 

24 — Urteile vom 5. Mai 1998 in der Rechtssache C-157/96 
(National Farmers' Union u. a., Slg. 1998,I-2211, Randnr. 63) 
und in der Rechtssache C-180/96 (Vereinigtes Königreich/ 
Kommission, Slg. 1998, I-2265, Randnr. 99), vom 9. Septem­
ber 2003 in der Rechtssache C-236/01 (Monsanto Agricol­
tura Italia, Slg. 2003, I-8105, Randnr. 111). 

25 — So definiert die Ministererklärung der sechsten trilateralen 
Regierungskonferenz zum Schutz des Wattenmeeres vom 
13. November 1991 in Esbjerg das Vorsorgeprinzip folgen­
dermaßen: „Es sind Maßnahmen zu ergreifen, um Aktivitäten 
zu vermeiden, bei denen davon auszugehen ist, dass sie einen 
erheblichen schädlichen Einfluss auf die Umwelt haben, auch 
wenn wissenschaftlich nicht vollständig nachgewiesen ist, 
dass die Wirkungen in ursächlichem Zusammenhang mit 
den Aktivitäten stehen." 

26 — Mitteilung KOM/2000/l der Kommission vom 2. Februar 
2000 über die Anwendbarkeit des Vorsorgeprinzips, 
Punkt 5.2.1. 
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den, wenn vor einer Entscheidung die 
wissenschaftliche Unsicherheit durch den 
Einsatz der besten verfügbaren wissenschaft­
lichen Mittel auf ein Minimum reduziert 
wurde. 

101. Dementsprechend betrafen die Ent­
scheidungen des Gerichtshofes nicht ab­
strakt eine „Verletzung" des Vorsorgeprin­
zips, sondern die Anwendung von Vorschrif­
ten, die das Vorsorgeprinzip für bestimmte 
Bereiche konkretisieren 27. Regelmäßig sehen 
diese Vorschriften einerseits eine umfassen­
de wissenschaftliche Beurteilung vor und 
bestimmen andererseits den nach dieser 
Beurteilung jeweils verbleibenden zumut­
baren Risikograd bzw. den Beurteilungsspiel­
raum der jeweiligen Stellen. 

102. Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie 
entspricht diesem Regelungstyp. Um die 
Beeinträchtigung von Natura-2000-Gebieten 
als solchen durch Pläne und Projekte zu 
verhindern, ist zunächst der Einsatz der 
besten verfügbaren wissenschaftlichen Mittel 
vorgesehen. Dies geschieht durch die Vor­
prüfung, ob erhebliche Beeinträchtigungen 
eintreten könnten, und anschließend gege­
benenfalls in Form der Verträglichkeitsprü­
fung. Der nach dieser Untersuchung noch 
zumutbare Risikograd für das betroffene 
Gebiet wird in Absatz 3 Satz 2 festgesetzt. 
Danach kann die Genehmigungsbehörde 
eine Genehmigung nur aussprechen, wenn 
sie sicher ist, dass das Gebiet nicht als 
solches beeinträchtigt wird. Folglich dürfen 

verbleibende Risiken diese Sicherheit nicht 
in Zweifel ziehen. 

103. Es könnte allerdings dem von der PO 
Kokkelvisserij ins Feld geführten Prinzip der 
Verhältnismäßigkeit widersprechen, Sicher­
heit über die Abwesenheit einer Beeinträch­
tigung des Gebietes als solchem zu verlan­
gen, bevor eine Behörde einem Plan oder 
Projekt zustimmen kann. 

104. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
gehört nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes zu den allgemeinen Grund­
sätzen des Gemeinschaftsrechts. Eine Maß­
nahme ist nur dann verhältnismäßig, wenn 
sie sowohl geeignet als auch erforderlich ist 
und nicht außer Verhältnis zu dem verfolg­
ten Ziel steht 28. Dieser Grundsatz ist bei der 
Auslegung des Gemeinschaftsrechts zu be­
rücksichtigen 29. 

105. Die in Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 der 
Habitatrichtlinie vorgesehene Genehmi­
gungsschwelle ist geeignet, die Beeinträchti­
gung von Gebieten zu verhindern. Ein 
milderes Mittel, dieses Ziel mit vergleich­
barer Sicherheit zu erreichen, ist nicht 

27 — Vgl. die Urteile vom 21. März 2000 in der Rechtssache 
C-6/99 (Greenpeace France u. a., Slg. 2000,I-1651, Randnrn. 
44 ff.) und Monsanto, zitiert in Fußnote 24, Randnrn. 112 f., 
jeweils zum Gentechnikrecht. 

28 — Siehe etwa die Urteile vom 13. Mai 1997 in der Rechtssache 
C-233/94, (Deutschland/Parlament und Rat, Slg. 1997, 
I-2405, Randnr. 54), vom 2. April 1998 in der Rechtssache 
C-127/95 (Norbrook Laboratories, Slg. 1998, I-1531, 
Randnr. 89) und vom 12. März 2002 in den Rechtssachen 
C-27/00 und C-122/00 (Omega Air u. a., Slg. 2002, I-2569, 
Randnr. 62). 

29 — Urteil vom 18. Oktober 1989 in der Rechtssache 374/87 
(Orkem/Kommission, Slg. 1989, 3283, Randnr. 28). 
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ersichtlich. Zweifel könnten allein in Bezug 
auf das Verhältnis zwischen der Genehmi­
gungsschwelle und dem damit erreichbaren 
Gebietsschutz bestehen. 

106. Unverhältnismäßige Ergebnisse sind 
jedoch im Rahmen der Ausnahmegenehmi­
gung nach Artikel 6 Absatz 4 der Habitat­
richtlinie zu vermeiden. Nach dieser Bestim­
mung können Pläne oder Projekte aus­
nahmsweise trotz negativer Ergebnisse der 
Verträglichkeitsprüfung genehmigt werden, 
wenn zwingende Gründe des überwiegenden 
öffentlichen Interesses vorliegen, eine Alter­
nativlösung nicht vorhanden ist und alle 
notwendigen Ausgleichsmaßnahmen ergrif­
fen werden, um sicherzustellen, dass die 
globale Kohärenz von Natura 2000 geschützt 
ist. Somit hat der Gemeinschaftsgesetzgeber 
selbst in Artikel 6 Absätze 3 und 4 der 
Habitatrichtlinie den Naturschutz und an­
dere Interessen einander verhältnismäßig 
zugeordnet. Daher ist ein Verstoß gegen 
das Prinzip der Verhältnismäßigkeit nicht 
feststellbar. 

107. Die notwendige Sicherheit kann aller­
dings nicht als absolute Sicherheit verstan­
den werden, da diese praktisch kaum zu 
erreichen ist. Vielmehr ergibt sich aus dem 
Wortlaut von Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 der 
Habitatrichtlinie, dass die zuständige Stelle 
eine Entscheidung unter Würdigung aller 
einschlägigen Informationen treffen muss, 

die insbesondere in der Verträglichkeitsprü­
fung niedergelegt sind. Das Ergebnis dieser 
Würdigung ist notwendigerweise subjektiver 
Natur. Daher kann die zuständige Stelle aus 
ihrer Sicht die Sicherheit gewinnen, dass 
Beeinträchtigungen ausbleiben werden, ob­
wohl bei objektiver Betrachtung jedenfalls 
keine absolute Sicherheit bestehen würde. 

108. Ein solches Ergebnis der Würdigung ist 
nur dann vertretbar, wenn zumindest aus der 
Überzeugung der entscheidenden Behörde 
kein vernünftiger Zweifel am Ausbleiben von 
Beeinträchtigungen des Gebietes als solchem 
durchgreift. Wie im Rahmen der Vorprüfung 
nach Artikel 6 Absatz 3 Satz 1 der Habitat­
richtlinie, ob eine erhebliche Beeinträchti­
gung des Gebietes möglich ist, müssen dabei 
sowohl die Wahrscheinlichkeit des Scha­
denseintritts als auch die Art und das 
Ausmaß des dann zu erwartenden Schadens 
Berücksichtigung finden 30. Schadensminde-
rungs- und Schadensvermeidungsmaßnah-
men können auch eine Rolle spielen. Gerade 
bei wissenschaftlicher Unsicherheit besteht 
die Möglichkeit, durch eine begleitende 
wissenschaftliche Beobachtung weitere Er­
kenntnisse über die Beeinträchtigungen zu 
gewinnen und dementsprechend die Durch­
führung des Planes oder des Projekts zu 
steuern. 

109. In jedem Fall müssen die ausschlagge­
benden Erwägungen in der Genehmigung 

30 — Siehe oben, Nr. 73. 
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niedergelegt werden. Sie sind zumindest 
insoweit überprüfbar, als der Beurteilungs-
spielraum der genehmigenden Stelle über­
schritten wird. Dies dürfte insbesondere 
dann der Fall sein, wenn Feststellungen der 
Verträglichkeitsprüfung zu möglichen Be­
einträchtigungen ohne überzeugende fach­
liche Argumente widersprochen wird 31. 

110. Es ist zweifelhaft, ob die niederländi­
sche Regelung über die Notwendigkeit offen­
sichtlicher Zweifel dem so definierten Ni­
veau des zumutbaren Risikos entspricht. Sie 
qualifiziert ein Risiko der Beeinträchtigung 
als hinnehmbar, das immer noch Anlass zu 
Zweifeln geben kann, die zwar vernünftig, 
aber nicht offensichtlich sind. Solche ver­
nünftigen Zweifel würden jedoch der nach 
Gemeinschaftsrecht notwendigen Sicherheit 
entgegenstehen, dass das Gebiet als solches 
nicht beeinträchtigt wird. Die Ausführungen 
des Raad van State zu den vorliegenden 
wissenschaftlichen Erkenntnissen bestätigen 
diese Einschätzung. Er beruft sich auf einen 
Sachverständigenbericht, der zu dem Ergeb­
nis kommt, dass es Wissenslücken gebe und 
dass die meisten der herangezogenen ver­
fügbaren Untersuchungsergebnisse nicht 
eindeutig auf erhebliche nachteilige (unum­
kehrbare) Folgen für das Ökosystem hin­
wiesen. Diese Feststellung besagt jedoch nur, 

dass erhebliche nachteilige Folgen nicht mit 
Sicherheit festzustellen sind, nicht aber, dass 
sie mit Sicherheit ausbleiben. 

111. Zusammenfassend ist auf die vierte 
Frage — soweit sie sich auf Artikel 6 Absatz 3 
der Habitatrichtlinie bezieht — zu antwor­
ten, dass eine Verträglichkeitsprüfung 

— der Zustimmung zu einem Plan oder 
Projekt vorausgehen, 

— kumulative Effekte berücksichtigen und 

— alle Beeinträchtigungen von Erhaltungs­
zielen dokumentieren muss. 

Die zuständigen Stellen dürfen einem Plan 
oder Projekt nur zustimmen, wenn sie nach 
Würdigung aller einschlägigen Informatio­
nen, insbesondere der Verträglichkeitsprü-
fung, sicher sind, dass das betroffene Gebiet 
nicht als solches beeinträchtigt wird. Dies 
setzt voraus, dass nach Überzeugung der 
zuständigen Stellen kein vernünftiger Zweifel 
am Ausbleiben einer solchen Beeinträchti­
gung besteht. 

31 — Generalanwalt Léger hielt es in seinen Schlussanträgen zur 
Golfanlage Wörschach, siehe oben, Fußnote 23, Nr. 39, 
bereits für eine Verletzung von Artikel 6 Absatz 3 Satz 2 der 
Habitatrichtlinie, dass die zuständigen Behörden dem Projekt 
zustimmten, obwohl die Verträglichkeitsprüfung eine nicht 
vernachlässigbare Gefahr erheblicher Störungen feststellte. 
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2. Zu Artikel 6 Absatz 2 der Habitatrichtlinie 

112. Die vierte Frage richtet sich nicht nur 
auf eine Auslegung von Artikel 6 Absatz 3 
der Habitatrichtlinie, sondern auch auf die 
mögliche Anwendung von Artikel 6 Absatz 2, 
der hier in Betracht käme, wenn die jährliche 
Lizenzierung der Herzmuschelfischerei nicht 
als Plan oder Projekt qualifiziert würde. 

a) Vortrag der Beteiligten 

113. Im Hinblick auf „geeignete Maßnah­
men" im Sinne von Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie gehen die niederländische 
Regierung, die PO Kokkelvisserij und die 
Vogelbescherming davon aus, dass einerseits 
den Bedürfnissen des jeweiligen Gebietes, 
andererseits aber auch gemäß Artikel 2 Ab­
satz 3 der Habitatrichtlinie den Anforderun­
gen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur 
sowie den regionalen und örtlichen Beson­
derheiten Rechnung getragen werden soll. 

114. Die niederländische Regierung vertritt 
die Auffassung, dass es auch im Anwen­
dungsbereich von Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie offensichtlicher Zweifel am 
Ausbleiben von Beeinträchtigungen bedürfe, 
um Vermeidungsmaßnahmen auszulösen. 

115. Die Kommission unterstreicht, dass 
Artikel 6 Absatz 2 der Habitatrichtlinie 
vorbeugende Maßnahmen zur Vermeidung 
von Verschlechterungen und erheblichen 
Störungen verlangt. 

b) Stellungnahme 

116. Nach der hier vertretenen Auffassung 
ist eine Antwort auf die vierte Frage im 
Hinblick auf Artikel 6 Absatz 2 der Habitat­
richtlinie nicht notwendig. Im Zeitpunkt der 
Genehmigung eines Planes oder eines Pro­
jekts hat diese Vorschrift neben Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie keine eigene 
Funktion 32. Wenn der Gerichtshof aller­
dings zu dem Ergebnis kommen sollte, dass 
die jährliche Lizenzierung der Muschelfi­
scherei nicht als Plan oder Projekt anzusehen 
ist, so würde sich die Frage stellen, welche 
Anforderungen an diese Lizenzierung aus 
Artikel 6 Absatz 2 der Habitatrichtlinie 
folgen. 

117. Insofern ist daran zu erinnern, dass für 
den Fall der Genehmigung eines Planes oder 
eines Projekts die Feststellung nach Artikel 6 
Absatz 3 Satz 2 der Habitatrichtlinie, dass 
das Gebiet als solches nicht beeinträchtigt 
werde, zugleich Verschlechterungen und er­
hebliche Störungen nach Artikel 6 Absatz 2 

32 — Siehe oben, Nr. 56. 
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der Habitatrichtlinie ausschließen muss 33. 
Genauso wenig wäre es hinnehmbar, wenn 
eine Maßnahme, die ein Natura-2000-Gebiet 
als solches beeinträchtigt, nicht zugleich als 
Verschlechterung oder erhebliche Störung 
anzusehen wäre. Der materielle Schutzstan­
dard der Absätze 2 und 3 des Artikels 6 der 
Habitatrichtlinie ist somit gleich. Die geeig­
neten Maßnahmen nach Artikel 6 Absatz 2 
der Habitatrichtlinie müssen folglich ge­
währleisten, dass ein Natura-2000-Gebiet 
nicht als solches beeinträchtigt wird. 

118. Diese Verpflichtung besteht permanent, 
also auch wenn über die Genehmigung eines 
Vorhabens zu entscheiden ist, das nicht als 
Plan oder Projekt anzusehen ist. Im Unter­
schied zu Artikel 6 Absatz 3 der Habitat­
richtlinie enthält Absatz 2 allerdings keine 
spezifischen Regelungen, wie im Rahmen 
eines solchen Genehmigungsverfahrens der 
Gebietsschutz zu verwirklichen ist. Die 
zuständigen Stellen können daher auch 
andere Maßnahmen ergreifen, als in Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie vorgesehen, 
um das Schutzziel zu gewährleisten. Diese 
dürfen allerdings in ihrer Wirksamkeit nicht 
hinter dem Verfahren nach Artikel 6 Absatz 3 
der Habitatrichtlinie zurückbleiben. Dieser 
Schutzstandard wäre nicht mehr gewähr­
leistet, wenn eine Genehmigung erteilt 
würde, obwohl vernünftige Zweifel am Aus­
bleiben einer Beeinträchtigung des Gebietes 
als solchem bestehen. 

119. Der Vollständigkeit halber sei ange­
merkt, dass gegebenenfalls auch die Maß­
stäbe von Artikel 6 Absatz 4 der Habitat­
richtlinie Anwendung finden müssten, um 
ausnahmsweise Vorhaben zu genehmigen, 
die ein Gebiet als solches beeinträchtigen 
würden. Damit könnte gemäß Artikel 2 Ab­
satz 3 der Habitatrichtlinie den Anforderun­
gen von Wirtschaft, Gesellschaft und Kultur 
sowie den regionalen und örtlichen Beson­
derheiten Rechnung getragen und zugleich 
das Prinzip der Verhältnismäßigkeit konkre­
tisiert werden. 

120. Auf diesen Teil der vierten Frage ist 
daher zu antworten, dass im Fall der 
Anwendung von Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie auf die Genehmigung eines 
Vorhabens eine solche Genehmigung mate­
riell den gleichen Schutzstandard gewähr­
leisten muss wie eine Genehmigung nach 
Artikel 6 Absatz 3 der Habitatrichtlinie. 

E — Zu Frage 5: Die unmittelbare Anwend­
barkeit von Artikel 6 Absätze 2 und 3 der 
Habitatrichtlinie 

121. Der Raad van State möchte schließlich 
wissen, ob in Abwesenheit einer nieder-33 — Siehe oben, Nr. 56. 
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ländischen Umsetzung Artikel 6 Absätze 2 
und 3 der Habitatrichtlinie in dem Sinne 
unmittelbare Wirkung haben, dass sich der 
Einzelne vor den nationalen Gerichten auf 
diese Bestimmungen berufen kann und die 
Gerichte ihm Rechtsschutz gewähren müs­
sen. 

1. Vortrag der Beteiligten 

122. Die Waddenvereniging und die Vogel­
bescherming vertreten die Auffassung, die 
Absätze 2 und 3 des Artikels 6 der Habitat­
richtlinie seien hinreichend klar und unbe­
dingt, um unmittelbar anwendbar zu sein. 

123. Die Vogelbescherming weist außerdem 
darauf hin, dass der Raad van State selber 
unter Berufung auf die Urteile WWF 3 4 und 
Linster 35 bereits von der unmittelbaren 
Anwendbarkeit von Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie ausgehe. Jedenfalls sei es 
möglich, im Sinne dieser Urteile eine Verlet­
zung des Ermessensspielraums festzustellen, 
der den Mitgliedstaaten zur Verfügung stehe. 

124. Auch die niederländische Regierung 
legt dar, dass beide Vorschriften zumindest 
in den Fällen eine hinreichend klare Ver­
pflichtung begründen könnten, in denen die 
Grenzen des Ermessens erreicht werden, das 
den Mitgliedstaaten eingeräumt wird. Sie 
überlässt die Entscheidung allerdings dem 
Gerichtshof. 

125. Die Kommission hält eine unmittelbare 
Anwendbarkeit von Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie für unwahrscheinlich, da 
den Mitgliedstaaten die Entscheidung über­
lassen werde, welche Maßnahmen zu treffen 
seien. Dagegen sei Artikel 6 Absatz 3 der 
Habitatrichtlinie hinreichend klar und auch 
unbedingt, jedenfalls nachdem ein besonde­
res Schutzgebiet ausgewiesen worden sei. 

126. Die PO Kokkelvisserij spricht sich 
gegen eine unmittelbare Anwendung beider 
Vorschriften aus. Dies folge bereits daraus, 
dass die Kommission die Liste der Gebiete 
von gemeinschaftlicher Bedeutung nach Ar­
tikel 4 Absatz 2 der Habitatrichtlinie noch 
nicht festgelegt habe. Auch räumten beide 
Vorschriften den Mitgliedstaaten einen Er­
messensspielraum ein und seien nicht hin­
reichend klar. Im Übrigen gehe es im 
vorliegenden Fall nicht darum, die fraglichen 
Vorschriften im Sinne eines Abwehrrechts 
zu nutzen, sondern sie sollten Ansprüche 
begründen. In der mündlichen Verhandlung 

34 — Urteil vom 16. September 1999 in der Rechtesache C-435/97 
(WWF u. a., Slg. 1999, I-5613). 

35 — Urteil vom 19. September 2000 in der Rechtssache C-287/98 
(Linster, Slg. 2000, I-6917). 
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vertrat die PO Kokkelvisserij schließlich die 
Auffassung, eine unmittelbare Anwendung 
würde zwangsläufig auf eine horizontale 
Anwendung zu Lasten Dritter hinauslaufen. 

2. Stellungnahme 

127. Die Frage des Raad van State erfordert 
die Untersuchung von drei Teilaspekten. Zu 
klären ist, ob Artikel 6 Absätze 2 und 3 der 
Habitatrichtlinie die Voraussetzungen einer 
unmittelbaren Anwendung erfüllen, von 
wem sie unter welchen Voraussetzungen in 
den Mitgliedstaaten eingeklagt werden kön­
nen und ob die mittelbare Belastung der 
Muschelfischer einer unmittelbaren Anwen­
dung entgegensteht. 

a) Zur unmittelbaren Anwendbarkeit 

128. Nach ständiger Rechtsprechung ist eine 
Richtlinienbestimmung nach Ablauf der 
Umsetzungsfrist unmittelbar anwendbar, 
wenn sie inhaltlich unbedingt und hinrei­
chend genau ist 36. 

129. Gemäß Artikel 23 der Habitatrichtlinie 
hatten die Mitgliedstaaten sie binnen zwei 
Jahren nach ihrer Bekanntgabe umzusetzen. 
Die Richtlinie wurde am 5. Juni 1992 
bekannt gegeben, so dass die zur Umsetzung 
gesetzte Frist am 5. Juni 1994 abgelaufen 
ist 37. 

130. Beide Vorschriften sind zumindest in 
Bezug auf das Wattenmeer nicht bedingt. 
Entgegen der Auffassung der PO Kokkel­
visserij ist im vorliegenden Fall das Fehlen 
einer Liste von Gebieten von gemeinschaft­
licher Bedeutung nach Artikel 4 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie unerheblich. Auf das Wat­
tenmeer als besonderes Schutzgebiet nach 
der Vogelschutzrichtlinie ist Artikel 6 Ab­
sätze 2 bis 4 der Habitatrichtlinie nämlich 
gemäß Artikel 7 der Habitatrichtlinie unab­
hängig von der Aufstellung dieser Liste 
anzuwenden 38. 

131. Was die Genauigkeit der Bestimmun­
gen angeht, so begründet Artikel 6 Absatz 3 
der Habitatrichtlinie ein mehrstufiges Rege-

36 — Vgl. u. a. Urteil vom 11. Juli 2002 in der Rechtssache C-62/00 
(Marks & Spencer, Slg. 2002, I-6325, Randnr. 25, und die dort 
angeführte Rechtsprechung). 

37 — Urteile vom 26. Juni 1997 in der Rechtssache C-329/96 
(Kommission/Griechenland, Slg. 1997, I-3749, Randnr. 2) 
und vom 11. Dezember 1997 in der Rechtssache C-83/97 
(Kommission/Deutschland, Slg. 1997, I-7191, Randnr. 2). 

38 — Inwieweit diese Vorschriften bereits vor der Aufstellung 
dieser Liste auf Gebiete nach der Habitatrichtlinie anzu­
wenden sind, wird im Rahmen der Rechtssache C-117/03, 
Società Italiana Dragaggi zu prüfen sein (ABl. 2003 C 146, 
S. 19). 
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lungsprogramm, das auf jeder Stufe die 
Voraussetzungen und die Rechtsfolgen klar 
bestimmt. Unter Berücksichtigung des oben 
dargestellten Beurteilungsspielraums der Ge­
nehmigungsbehörde ist diese Vorschrift da­
her einer unmittelbaren Anwendung zu­
gänglich. 

132. Auch Artikel 6 Absatz 2 der Habitat­
richtlinie hat klar umrissene Voraussetzun­
gen, nämlich die Verschlechterung oder die 
erhebliche Störung von Gebieten. Allerdings 
besteht ein Ermessensspielraum hinsichtlich 
der geeigneten Maßnahmen zur Vermeidung 
dieser Auswirkungen. 

133. Dieses Ermessen könnte einer unmit­
telbaren Anwendung entgegenstehen 39. 
Nach Auffassung der Kommission spricht 
auch ein Urteil des Gerichtshofes zu Artikel 4 
der Abfallrahmenrichtlinie 75/442 40 für die­
ses Ergebnis. Diese Vorschrift ist ähnlich 
allgemein gehalten wie Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie. Der Gerichtshof stellte fest, 
dass Artikel 4 der Abfallrahmenrichtlinie 
75/442 programmatischen Charakter habe 
und die Ziele nenne, die die Mitgliedstaaten 
bei der Erfüllung anderer, konkreterer Ver­
pflichtungen der Richtlinie zu beachten 
hätten. Diese Bestimmung stecke den Rah­

men ab, in dem die Tätigkeit der Mit­
gliedstaaten auf dem Gebiet der Behandlung 
der Abfälle stattfinden soll, und schreibe 
nicht als solche den Erlass konkreter Maß­
nahmen oder diese oder jene Methode der 
Abfallbeseitigung vor 41. 

134. Bei genauerer Betrachtung sind Arti­
kel 4 der Abfallrahmenrichtlinie 75/442 und 
Artikel 6 Absatz 2 der Habitatrichtlinie 
jedoch kaum vergleichbar. Weder enthält 
Artikel 6 Absatz 2 die Ziele der Habitatricht­
linie, noch wird diese Vorschrift durch 
andere Bestimmungen konkretisiert. 

135. Viel stärker sind die Parallelen zu 
Urteilen, in denen der Gerichtshof trotz 
eines Ermessensspielraums der Mitgliedstaa­
ten die unmittelbare Anwendbarkeit aner­
kannt hat. So hat der Gerichtshof im Urteil 
WWF entschieden, dass Bürger sich auch 
vor nationalen Gerichten darauf berufen 
können, der nationale Gesetzgeber habe bei 
der Umsetzung einer Richtlinie den Ermes­
sensspielraum überschritten, den ihm das 
Gemeinschaftsrecht einräume 42. Andernfalls 
würde die verbindliche Wirkung der Richt­
linie in Frage gestellt. 

39 — So Generalanwalt Fenelly in den Schlussanträgen zur 
Rechtssache C-256/98, zitiert in Fußnote 9, Nr. 16. 

40 — Richtlinie 75/442/EWG des Rates vom 15. Juli 1975 über 
Abfälle (ABl. L 194, S. 39) in der Fassung der Richtlinie 
91/156/EWG des Rates vom 18. März 1991 (ABl. L 78, S. 32). 

41 — Urteil vom 23. Februar 1994 in der Rechtssache C-236/92 
(Comitato di coordinamento per la difesa della Cava u. a., 
Slg. 1994, I-483, Randnrn. 8 ff). 

42 — Zitiert in Fußnote 34, Randnrn. 69 f., siehe auch die Urteile 
Unster, zitiert in Fußnote 35, Randnr. 32, und Kraaijeveld 
u. a., zitiert in Fußnote 6, Randnr. 56, sowie vom 1. Februar 
1977 in der Rechtssache 51/76 (Verbond van Nederlandse 
Ondernemingen, Sig. 1977, 113, Randnrn. 22 bis 24). Siehe 
auch die Schlussanträge von Generalanwalt Alber vom 
9. September 2003 in der Rechtssache C-157/02 (Rieser, 
Slg. 2004, I-1477, I-1481, Nr. 71). 
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136. Bei der Umsetzung von Artikel 6 Ab­
satz 2 der Habitatrichtlinie geht es zwar 
nicht notwendigerweise um gesetzgeberische 
Maßnahmen. Umso eher können Gerichte 
jedoch beurteilen, ob der Ermessensspiel­
raum bei der Auswahl geeigneter Maßnah­
men gewahrt wurde. Insbesondere wenn 
überhaupt keine Maßnahmen getroffen wur­
den, um eine drohende Verschlechterung 
oder erhebliche Störung zu vermeiden, oder 
wenn trotz offensichtlicher Wirkungslosig­
keit getroffener Maßnahmen keine weiteren 
Maßnahmen ergriffen werden, dürften Er­
messensfehler relativ leicht festzustellen sein. 

137. Daher ist Artikel 6 Absatz 2 der 
Habitatrichtlinie unmittelbar anwendbar, so­
weit Ermessensfehler geltend gemacht wer­
den. 

b) Zur Frage, ob sich der Einzelne auf 
Artikel 6 Absätze 2 und 3 der Habitatricht­
linie berufen kann 

138. Aus der unmittelbaren Anwendbarkeit 
einer Bestimmung des Gemeinschaftsrechts 
folgt nicht zwangsläufig, dass jeder Einzelne 
die Gerichte anrufen kann, wenn diese 
Bestimmung nicht beachtet wurde. Im vor­
liegenden Fall stellt sich die Frage, ob und 

unter welchen Bedingungen Einzelne — oder 
Nichtregierungsorganisationen — sich auf 
Bestimmungen berufen können, die die Er­
haltung von natürlichen Lebensräumen und 
Arten zum Gegenstand haben. 

139. Die ständige Rechtsprechung des Ge­
richtshofes besagt, dass sich der Einzelne in 
Ermangelung fristgemäß erlassener Umset­
zungsmaßnahmen auf Bestimmungen einer 
Richtlinie, die inhaltlich unbedingt und 
hinreichend genau sind, gegenüber allen 
nicht richtlinienkonformen innerstaatlichen 
Vorschriften berufen kann; er kann sich auf 
diese Bestimmungen auch berufen, soweit sie 
so geartet sind, dass sie Rechte festlegen, die 
der Einzelne dem Staat gegenüber geltend 
machen kann 43. 

140. Danach unterscheidet der Gerichtshof 
zwischen der Dimension unmittelbar an­
wendbarer Richtlinienbestimmungen als Ab­
wehrrechte und ihrer Dimension als An­
spruchsgrundlagen. Während Abwehrrechte 
gegenüber jeder entgegenstehenden mit­
gliedstaatlichen Vorschrift ins Feld geführt 
werden können, müssen Ansprüche in der 
jeweiligen Bestimmung angelegt sein 44. 

43 — Urteile vom 19. Januar 1982 in der Rechtssache 8/81 (Becker, 
Slg. 1982, 53, Randnr. 25) sowie vom 20. Mai 2003 in den 
Rechtssachen C-465/00, C-138/01 und C-139/01 (Öster­
reichischer Rundfunk u. a., Slg. 2003, I-4989, Randnr. 98 mit 
weiteren Nachweisen). 

44 — Vgl. Urteil vom 18. Oktober 2001 in der Rechtssache 
C-441/99 (Gharehveran, Slg. 2001, I-7687, Randnr. 45). 
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141. Hinsichtlich der abwehrrechtlichen Di­
mension ergibt sich die Möglichkeit der 
Berufung aus dem abzuwehrenden (gemein­
schaftsrechtswidrigen) Eingriff. Bestehen 
nach innerstaatlichem Recht Rechtsschutz­
möglichkeiten gegen diesen Eingriff, so sind 
in deren Rahmen alle relevanten unmittelbar 
anwendbaren Richtlinienbestimmungen zu 
beachten. In dieser Dimension kann der 
Einzelne sich daher auf Artikel 6 Absätze 2 
und 3 der Habitatrichtlinie berufen, wenn 
ihm Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die 
Maßnahmen eröffnet sind, die gegen die 
genannten Bestimmungen verstoßen 45. 

142. Soweit unmittelbar anwendbare Richt­
linienbestimmungen Ansprüche begründen, 
unterliegt das innerstaatliche Recht bei der 
Eröffnung von Rechtsschutzmöglichkeiten 
gemeinschaftsrechtlichen Mindeststandards. 
Nach ständiger Rechtsprechung des Ge­
richtshofes ist es zwar mangels einer ein­
schlägigen Gemeinschaftsregelung Sache der 
einzelnen Mitgliedstaaten, die Verfahrens­
modalitäten für Klagen zu regeln, die den 
Schutz der dem Bürger aus unmittelbar 
anwendbarem Gemeinschaftsrecht erwach­
senden Rechte gewährleisten sollen, doch 
dürfen diese Modalitäten nicht weniger 
günstig ausgestaltet sein als die entsprechen­
der innerstaatlicher Klagen (Äquivalenz­
grundsatz) und die Ausübung der durch die 
Gemeinschaftsrechtsordnung verliehenen 

Rechte nicht praktisch unmöglich machen 
oder übermäßig erschweren (Effektivitäts­
grundsatz) 46. 

143. Im vorliegenden Fall bestehen aller­
dings keine Anhaltspunkte dafür, dass Rech­
te des Einzelnen begründet werden. Schutz­
ziel von Artikel 6 Absätze 2 und 3 der 
Habitatrichtlinie ist die Erhaltung von Le­
bensräumen und Arten innerhalb von Ge­
bieten, die Teile von Natura 2000 sind. 
Anders als Regelungen über die Qualität 
der Umgebungsluft oder des Wassers 47, ist 
der Schutz des gemeinsamen Naturerbes 
zwar von besonderem Interesse 48, aber kein 
Anspruch, der zugunsten von Einzelnen 
begründet würde. Originäre Interessen von 
Einzelnen können nur mittelbar, gewisser­
maßen als Reflex, gefördert werden. 

144. Daher ist auf die fünfte Frage zu 
antworten, dass Einzelne sich auf Artikel 6 
Absätze 2 und 3 der Habitatrichtlinie be-

45 — Siehe insbesondere das Urteil vom 7. März 1996 in der 
Rechtssache C-118/94 (Associazione Italiana per il WWF 
u. a., Slg. 1996, I-1223, Randnr. 19) zur Vogelschutzrichtlinie, 
aber auch etwa das Urteil Linster, zitiert in Fußnote 35, 
Randnrn. 31 ff. 

46 — Urteile vom 10. April 2003 in der Rechtssache C-276/01 
(Steffensen, Slg. 2003, I-3735, Randnr. 60) und Peterbroeck, 
zitiert in Fußnote 4, Randnr. 12. 

47 — Urteile vom 30. Mai 1991 in den Rechtssachen C-361/88, 
(Kommission/Deutschland [Luftqualität — Schwefeldioxid 
und Staub], SIg. 1991, I-2567, Randnr. 16), und C-59/89 
(Kommission/Deutschland [Luftqualität — Blei], Slg. 1991, 
I-2607, Randnr. 19), vom 17. Oktober 1991 in der Rechts­
sache C-58/89 (Kommission/Deutschland [Oberflächenge­
wässer], Slg. 1991, I-4983, Randnr. 14) sowie vom 
12. Dezember 1996 in der Rechtssache C-298/95 (Kommis­
sion/Deutschland [Muschelgewässer], Slg. 1996, I-6747, 
Randnr. 16). 

48 — Urteile vom 13. Oktober 1987 in der Rechtssache 236/85, 
Kommission/Niederlande (Slg. 1987, 3989, Randnr. 5), vom 
8. Juli 1987 in der Rechtssache 247/85 (Kommission/Belgien, 
Slg. 1987, 3029, Randnr. 9) und vom 27. April 1988 in der 
Rechtssache 252/85 (Kommission/Frankreich, Slg. 1988, 
2243, Randnr. 5). 
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rufen können, soweit ihnen nach innerstaat­
lichem Recht Rechtsschutzmöglichkeiten ge­
gen die Maßnahmen eröffnet sind, die gegen 
die genannten Bestimmungen verstoßen. 

c) Zur Drittbelastung durch die unmittelbare 
Anwendung von Artikel 6 Absätze 2 und 3 
der Habitatrichtlinie 

145. Der unmittelbaren Anwendung von 
Artikel 6 Absätze 2 und 3 der Habitatricht­
linie könnten im vorliegenden Fall die von 
der PO Kokkelvisserij vorgetragenen Nach­
teile für die Muschelfischer entgegenstehen. 

146. Es trifft zu, dass sich nach der Recht­
sprechung aus nicht umgesetzten Richtlinien 
für den Einzelnen keine Verpflichtungen 
gegenüber anderen Einzelpersonen oder gar 
gegenüber dem Mitgliedstaat selbst erge­
ben 49. Diese Rechtsprechung beruht darauf, 
dass Richtlinien nach Artikel 249 EG nur für 
die Mitgliedstaaten verbindlich sind, an die 
sie gerichtet werden, nicht aber für den 
Einzelnen. Sie könnte so zu verstehen sein, 
dass jegliche Belastung von Bürgern auf­
grund von unmittelbar anwendbaren Richt­
linien auszuschließen sei. 

147. Insofern ist zunächst festzustellen, dass 
in jedem Fall die Vorschriften des einschlä­
gigen nationalen Rechts nach Möglichkeit so 
auszulegen sind, dass die Ziele des Gemein­
schaftsrechts und insbesondere der einschlä­
gigen Richtlinienbestimmungen verwirklicht 
werden 50. Der Raad van State trägt selber 
vor, dass eine solche richtlinienkonforme 
Auslegung von Artikel 12 des niederländi­
schen Naturschutzgesetzes möglich sei. 
Auch etwaig bestehende Ermessensspiel­
räume wären in diesem Sinne auszufüllen. 

148. Darüber hinaus steht die Rechtspre­
chung bei genauerer Betrachtung nicht jeder 
Belastung von Bürgern aufgrund von un­
mittelbar anwendbaren Richtlinien zwingend 
entgegen. Die eine unmittelbare Anwendung 
ablehnenden Urteile betrafen einerseits die 
Anwendung von Richtlinien im zivilrechtli­
chen Verhältnis zwischen Bürgern 51, ande­
rerseits Verpflichtungen von Bürgern gegen­
über dem Staat, insbesondere im Bereich des 
Strafrechts 52. Aus dem Urteil Busseni, das 
den Rang einer Forderung der Gemeinschaft 
in der Konkurstabelle betraf 53, lässt sich 
darüber hinaus ableiten, dass unmittelbar 
anwendbare Richtlinien wohlerworbene 
Rechte nicht in Frage stellen können. 

49 — Urteil vom 11. Juni 1987 in der Rechtssache 14/86 (Pretore di 
Salò/X, Slg. 1987, 2545, Randnr. 19), siehe auch das Urteil 
vom 14. Juli 1994 in der Rechtssache C-91/92 (Faccini Dori, 
Slg. 1994, I-3325, Randnrn. 20 ff.). 

50 — Urteile vom 13. November 1990 in der Rechtssache 
C-106/89, Marleasing (Slg. 1990, I-4135, Randnr. 8), vom 
16. Dezember 1993 in der Rechtssache C-334/92 (Wagner 
Miret, Slg. 1993, I-6911, Randnr. 20), und Faccini Dori, zitiert 
in Fußnote 49, Randnr. 26. 

51 — Urteile Faccini Dori, zitiert in Fußnote 49, und vom 
26. Februar 1986 in der Rechtssache 152/84 (Marshall, 
Slg. 1986, 723, Randnr. 48). 

52 — Urteile vom 8. Oktober 1987 in der Rechtssache 80/86 
(Kolpinghuis Nijmegen, Slg. 1987, 3969, Randnrn. 6 ff.) und 
Pretore di Salò/X, zitiert in Fußnote 49. 

53 — Urteil vom 22. Februar 1990 in der Rechtssache C-221/88 
(Slg. 1990, I-495, Randnrn. 23 ff). 
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149. Wenn eine Tätigkeit jedoch der Ge­
nehmigung bedarf, bevor sie ausgeübt wer­
den kann, so führt eine unmittelbare An­
wendung von Richtlinienbestimmungen bei 
der Entscheidung über diese Genehmigung 
weder zu einer unmittelbaren Verpflichtung 
von Einzelnen, noch würde sie in wohler­
worbene Rechte eingreifen. Vielmehr steht 
sie lediglich einer Begünstigung des Einzel­
nen entgegen, die eine staatliche Entschei­
dung zu seinen Gunsten voraussetzt. Diese 
Entscheidung würde auf Vorschriften des 
nationalen Rechts beruhen, die den Anforde­
rungen der Richtlinie widersprechen. Mit 
einer solchen Entscheidung würde der Mit­
gliedstaat daher seine Verpflichtungen aus 
der Richtlinie verletzen. Eine solche — einen 
Einzelnen begünstigende, aber Gemein­
schaftsrecht verletzende — Entscheidung 
dürfen Mitgliedstaaten jedoch nicht treffen. 
Die entsprechenden Vorschriften des natio­
nalen Rechts, die einer solchen Begünstigung 
zugrunde liegen, müssen entweder richtli­
nienkonform ausgelegt und angewendet 
werden oder sie dürfen — soweit eine 
konforme Auslegung nicht möglich ist — 
keine Anwendung finden. Zumindest solan­
ge nicht in gemeinschaftsrechtlich ge­
schützte Rechtspositionen eingegriffen wird, 
steht eine derartige mittelbare Belastung von 
Bürgern der Bindung staatlicher Stellen an 
unmittelbar anwendbare Richtlinien nicht 
entgegen. 

150. Diese Auffassung kann sich auf andere 
Fälle stützen, in denen der Gerichtshof die 

mittelbare Belastung von Einzelnen durch 
die unmittelbare Anwendung von Richtli­
nien zugelassen hat 54. Der Gerichtshof hat 
sie jüngst bestätigt, als er feststellte, dass 
bloße negative Auswirkungen auf die Rechte 
Dritter, selbst wenn sie gewiss sind, es nicht 
rechtfertigen, dem Einzelnen das Recht auf 
Berufung auf die Bestimmungen einer Richt­
linie gegenüber dem betreffenden Mitglied­
staat zu versagen. 55 

151. Zusammenfassend ist auf die fünfte 
Frage daher zu antworten, dass Einzelne sich 
auf Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43 
berufen können, soweit ihnen nach inner­
staatlichem Recht Rechtsschutzmöglichkei­
ten gegen die Maßnahmen eröffnet sind, die 
gegen diese Bestimmung verstoßen. Unter 
den gleichen Voraussetzungen können sie 
sich auf Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 
92/43 berufen, soweit Ermessensfehler gel­
tend gemacht werden. Eine nicht in gemein­
schaftsrechtlich geschützte Rechtspositionen 
eingreifende, mittelbare Belastung von Bür­
gern steht der anerkannten (vertikalen) 
Bindung staatlicher Stellen an unmittelbar 
anwendbare Richtlinien nicht entgegen. 

54 — Urteile vom 24. September 1998 in der Rechtssache C-76/97 
(Tögel, Slg. 1998, I-5357, Randnr. 52), vom 22. Juni 1989 in 
der Rechtssache 103/88, Fratelli Costanzo (Slg. 1989, 1839, 
Randnrn. 28) (beide zum öffentlichen Auftragswesen) und 
vom 12. November 1996 in der Rechtssache C-201/94 (Smith 
& Nephew und Primecrown, Slg. 1996, I-5819, Randnrn. 
35 ff., zur Arzneimittelzulassung). Siehe auch die Schluss­
anträge von Generalanwalt Leger vom 25. September 2003 in 
der Rechtssache C-201/02 (Wells, Slg. 2004, I-723, I-727, 
Nrn. 65 ff., zur UVP-Richtlinie). 

55 — Urteil vom 7. Januar 2004 in der Rechtssache C-201/02 
(Delena Wells, zitiert in Fußnote 54, Randnr. 57). 
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V — Ergebnis 

152. Ich schlage vor, auf das Vorabentscheidungsersuchen des Raad van State wie 
folgt zu antworten: 

1. Die Begriffe Plan und Projekt nach Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG 
des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wild lebenden Tiere und Pflanzen erfassen auch eine Tätigkeit, die bereits 
seit vielen Jahren ausgeübt wird, für die jedoch grundsätzlich jedes Jahr eine 
Lizenz für einen beschränkten Zeitraum erteilt wird. 

2. Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43 regelt das Verfahren der Genehmigung 
von Plänen und Projekten, die Schutzgebiete als solche nicht beeinträchtigen, 
während Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 92/43 unabhängig von der 
Genehmigung von Plänen und Projekten Dauerpflichten begründet, Ver­
schlechterungen zu vermeiden sowie Störungen, die sich im Hinblick auf die 
Ziele der Richtlinie erheblich auswirken könnten. 

3. Eine Verträglichkeitsprüfung ist immer dann erforderlich, wenn vernünftige 
Zweifel am Ausbleiben von erheblichen Beeinträchtigungen bestehen. Jede 
Beeinträchtigung von Erhaltungszielen beeinträchtigt das betroffene Gebiet 
erheblich. 

4. Eine Verträglichkeitsprüfung muss: 

— der Zustimmung zu einem Plan oder Projekt vorausgehen, 

I - 7446 



WADDENVERENIGING UND VOGELBESCHERMINGSVERENIGING 

— kumulative Effekte berücksichtigen und 

— alle Beeinträchtigungen von Erhaltungszielen dokumentieren. 

Die zuständigen Stellen dürfen einem Plan oder Projekt nur zustimmen, wenn 
sie nach Würdigung aller einschlägigen Informationen, insbesondere der 
Verträglichkeitsprüfung, sicher sind, dass das betroffene Gebiet nicht als 
solches beeinträchtigt wird. Dies setzt voraus, dass nach Überzeugung der 
zuständigen Stellen kein vernünftiger Zweifel am Ausbleiben einer solchen 
Beeinträchtigung besteht. 

Im Fall der Anwendung von Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 92/43 auf die 
Genehmigung eines Vorhabens muss eine solche Genehmigung materiell den 
gleichen Schutzstandard gewährleisten wie eine Genehmigung nach Artikel 6 
Absatz 3 der Habitatrichtlinie. 

5. Einzelne können sich auf Artikel 6 Absatz 3 der Richtlinie 92/43 berufen, soweit 
ihnen nach innerstaatlichem Recht Rechtsschutzmöglichkeiten gegen die 
Maßnahmen eröffnet sind, die gegen diese Bestimmung verstoßen. Unter den 
gleichen Voraussetzungen können sie sich auf Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 
92/43 berufen, soweit Ermessensfehler geltend gemacht werden. Eine nicht in 
gemeinschaftsrechtlich geschützte Rechtspositionen eingreifende, mittelbare 
Belastung von Bürgern steht der anerkannten (vertikalen) Bindung staatlicher 
Stellen an unmittelbar anwendbare Richtlinien nicht entgegen. 
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